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Jörn Rüsen

Geschichtsbewußtsein und menschliche Identität

Gefahren und Chancen der Geschichtsschreibung

„Etwas von historischer Makulatur zum Umschlag guter historischer
Werke wird man doch immer noch in Buchläden brauchen können,
wenn anders der Vorrath elender Gedichte nicht noch auf einige
Jahre zureichen sollte.“

Johann Christoph Gatterer )1

Die Geschichtsschreibung hat gegenwärtig
Konjunktur. Neue große historische Reihen
werden aufgelegt (z. B. die „Propyläenge-
schichte Deutschlands21) ), und es erscheinen
historiographische Synthesen aus berufener
Hand, die auf ein sehr starkes und sehr positi-
ves öffentliches Echo stoßen (z. B. Thomas
Nipperdeys Gesamtdarstellung der deutschen
Geschichte von 1815 bis 1866)3). In der litera-
rischen und akademischen Kultur der Bun-
desrepublik hat sich offensichtlich ein grund-
legender Wandel vollzogen. In den späten
sechziger und in den siebziger Jahren war die
Geschichtsschreibung ins Abseits geraten;
Traditionskritik wurde großgeschrieben, weil
die Gegenwart von Zukunftsvorstellungen
her in den Blick genommen wurde und das
verbreitete Gefühl des Aufbruchs zu neuen
Horizonten der menschlichen Emanzipation
die Vergangenheit eher als Absprungbrett er-
scheinen ließ: Die Erinnerung an die Vergan-
genheit geriet in den Sog einer Denkbewe-
gung, die die Vergangenheit mit der Zukunft
übertrumpfen wollte.
Heute ist es anders. Die Geschichtsschrei-
bung hat ein neues Prestige als Ort von Sinn-
Vermittlung gewonnen. Die Vergangenheit
wird zur vielbefragten Instanz, die Auskunft
darüber geben soll, wie sich die gegenwärti-
gen Verhältnisse bestehen lassen. Heute sind

es vornehmlich düstere Zukunftserwartun-
gen; „no future“ ist die bekannte Parole, die
auf neue Weise nach der Vergangenheit fra-
gen läßt. Der historische Rückblick wird zur
Meßlatte von Gegenwartsverhältnissen.
Es ist noch gar nicht so lange her, daß die
Klage lebhaft angestimmt wurde und offene
Ohren fand, die Geschichte werde zum Stein-
bruch für ahistorische Zukunftskonstruktio-
nen degradiert und ihres eigenen konstrukti-
ven Beitrages zur Gegenwartsdeutung be-
raubt. Der Geschichtsunterricht an den Schu-
len schien in seiner Selbständigkeit bedroht
und mußte mit erheblichem Begründungsauf-
wand verteidigt werden. Wenn diese Diskus-
sion auch heutzutage noch andauert4), so
scheint die Gefahr doch grundsätzlich ge-
bannt und der Kampf um den Geschichtsun-
terricht eher auf die Ebene eines zähen Feil-
schens um Stundenanteile und konkrete cur-
riculare Ausgestaltung verlagert worden zu 
sein; er hat die Schärfe des Grundsätzlichen
und das Gewicht weltanschaulicher Bedeu-
tung verloren. Es geht nicht mehr darum, ob
wir einen eigenständigen Geschichtsunter-
richt brauchen, sondern darum, wie dieser
Unterricht politisch geregelt, didaktisch ent-
worfen und methodisch realisiert wird. Hier
stellen sich dann neue Fragen und Probleme.
Der Geschichtsunterricht droht unversehens
wieder als Instanz unkritischer Legitimation
gegebener Zustände in die politische Pflicht
genommen zu werden5). Das Pendel hat zur



anderen Seite ausgeschlagen: Die historische
Erinnerung fungiert nicht mehr als Abstoß in
eine utopiegeschwängerte Zukunftsrichtung
der politischen Kultur, sondern sie droht zur
Kompensationsinstanz enttäuschter Hoffnun-
gen zu werden, zur Fluchtburg vor Zukunfts-
ängsten, die die Erwartung, daß sich die ge-
genwärtigen Verhältnisse bessern, an verklär-
ten Zuständen der Vergangenheit festmacht.
Die Konjunktur der Historiographie fällt zeit-
lich zusammen mit einer bemerkenswerten
Wendung im Wertsystem, das den kulturel-
len Sektor der Öffentlichkeit heutzutage be-
stimmt Die Tradition der Aufklärung mit ih-
ren Leitbegriffen der kritischen Vernunft und
der Emanzipation hat erheblich an Überzeu-
gungskraft verloren, und in erstaunlicher und
beängstigender Analogie zur Kulturkritik des
späten 19. Jahrhunderts gewinnen Irrationali-
tät und mythisches Denken an literarischem,
akademischem und feuilletonistischem Pre-
stiges). Vor vier Jahren gaben die beiden Spit-
zenkandidaten der Bundestagswahl, Helmut
Schmidt und Franz Josef Strauß, die gleiche
Antwort auf die Frage, welche Philosophen
für ihr Denken und Handeln Bedeutung hät-
ten: Immanuel Kant7). Wenn die Anzeichen
nicht trügen, dann ist der Königsberger Philo-
soph, der die sich vollendende Aufklärung re-
präsentiert, vom Sockel des historischen Vor-
denkers der Gegenwart verschwunden und
Friedrich Nietzsche inzwischen an seine
Stelle getreten. Nietzsche ist zur Leitfigur der
post-strukturalistisch von der Zerstörung der
Vernunft faszinierten intellektuellen Avant-
garde aufgerückt.
Wie immer es um die Repräsentativität gro-
ßer Namen in den Strömungen der Gegen-
wartskultur bestellt sein mag, — daß sich ge-

genwärtig ein tiefgreifender Wertewandel
vollzieht, dürfte kaum bestritten werden. Der
Grund für diesen Wertewandel liegt darin,
daß inzwischen die in der Aufklärungstradi-
tion gepriesenen Formen rationaler Weltbe-
wältigung und Selbstverständigung als Poten-
tial drohenden Selbst- und Weltverlustes er-
fahren wurden. Die Herrschaft der techni-
schen Rationalität oder — wie man auch sagt
— der instrumentellen oder strategischen 
Vernunft hat im Leben der modernen Gesell-
schaft inzwischen Folgen gezeitigt, die als
drohende Zerstörung einer humanen Lebens-
qualität empfunden werden. Die Kultur der
Gegenwart ist durch ein beträchtliches
Angstpotential vor den nicht beabsichtigten
Nebenfolgen des technisch-industriellen
Fortschritts in allen Lebensbereichen geprägt
Die Herrschaft der Rationalität und ihre zer-
störenden Folgen werden historisch als Er-
gebnis des Aufbruchs Europas in die Moder-
nität gewertet; sie werden als Verenden der-
jenigen Bewegung verstanden, für die der
Name der Aufklärung steht, als Verenden in
einer Katastrophe globalen Ausmaßes.
Wenn die Geschichtsschreibung zeitgemäß
sein will (und welcher Historiker möchte dies
nicht?), dann droht ihr in dieser aktuellen Pro-
blemlage eine große Gefahr: Sie kann zum
Vehikel der Vernunftfeindschaft werden. Hi-
storiker haben sich schon immer durch ein
gerütteltes Maß an Skepsis gegenüber über-
schwenglichen Zukunftsentwürfen und radi-
kalen Vernunftansprüchen an das gesell-
schaftliche Handeln ausgezeichnet. In jeder
Geschichtsschreibung steckt strukturell ein
Stück Utopie-Kritik; denn wenn Utopie das
Übersteigen restriktiver Handlungsbedingun-
gen der Gegenwart ist, dann bringt die Ge-
schichtsschreibung, die an die Entstehung
dieser Bedingungen erinnert, die Zukunfts-
entwürfe einer Gesellschaft auf den Boden ih-
rer historisch gewordenen Realität zurück8).
Diesen Realismus hat Humboldt als „Sinn für
die Wirklichkeit“ am Geschichtsschreiber ge-
rühmt9), und dieser Realismus ist es auch, mit



dem die Geschichtswissenschaft bis heute ih-
ren Anspruch auf eine unersetzbare Funktion
in der politischen Bildung anmeldet. Nun
können aber diese Skepsis gegen utopischen
Überschwang und dieser Realismus des
Blicks auf die Vergangenheit in die angedeu-
teten irrationalistischen Tendenzen der Ge-
genwartskultur hineinrutschen, und dann tritt
an die Stelle der Utopie die Lüge von der hei-
len Vergangenheit, und das Publikum ist dort
um eine realistische historische Einschätzung
seiner eigenen Gegenwart betrogen, wo diese
anders ist als die Vergangenheit und offen für
die Zukunft.
Die Geschichtsschreibung kann um so leich-
ter den Blick auf die Gegenwart ideologisch
verstellen, wenn sie an die Vergangenheit er-
innert, je weniger die Geschichtsschreiber da-
von überzeugt sind, daß ihre eigene Tätigkeit
vemunftbestimmt ist oder zumindest ver-
nunftbestimmt sein sollte. Es gibt Indizien, die
auf einen solchen Vertrauensschwund am
Vernunftpotential der Geschichtsschreibung
verweisen. Dazu gehört einmal die oft ge-
rühmte Wiederkehr des Erzählens in der Ge-
schichtsschreibung; denn wenn man (wie es
häufig geschieht) unter „Erzählen“ des Histori-
kers den Verzicht auf das Argumentationspo-
tential analytischer Methoden, historischer
Theorien, strenger Begrifflichkeit und der-
gleichen versteht, dann bedeutet es eine Re-
gression, die hinter die Errungenschaften der
historischen Forschung der letzten Jahr-
zehnte zurückfällt10). Und wenn gegenwärtig
in der geschichtstheoretischen Diskussion
der rhetorische Charakter der Geschichts-
schreibung scharfsinnig herausgearbeitet und
analysiert wird, dann kann allzu leicht der
Eindruck entstehen, als wäre es mit der me-
thodischen Rationalität, mit der Wissen-
schaftlichkeit des historischen Denkens nicht
weit her11). Der neue Irrationalismus kann in
denjenigen Historikern allzu leicht Verbün-

dete finden, denen es allzu schwer geworden
ist, die historische Erfahrung von dem, was
die Menschen sich im Laufe der Zeit einander
und ihrer Welt angetan haben, interpretie-
rend auf Maßstäbe vernünftiger Lebensrege-
lung zu beziehen. Die Vernunft des histori-
schen Denkens verblaßt, wenn die Historiker
vor der Aufgabe resignieren, durch ihre Deu-
tungsarbeit die historische Erinnerung mit
dem Schimmer erkennbarer Sinnzusammen-
hänge zu versehen. Dann könnte Klio, ihre
Muse, zur Schminke irrationaler Sinngebun-
gen des Sinnlosen greifen, die die Historio-
graphie zur poetischen Veranstaltung auf-
putzt12). Der Historiker könnte sich zum Pro-
pheten, zum Sinnstifter berufen fühlen und
sich an dem Prestige laben, das ein nicht un-
beträchtliches Publikum solchem Anspruch
zubilligt.
Wenn an der bisherigen Analyse etwas dran
ist, dann ist die heute verbreitete Meinung,
die Zeit des Theoretisierens in der Ge-
schichtswissenschaft sei vorbei, der Schuster
sei zu seinem Leisten, der Historiker zum hi-
storischen Erzählen zurückgekehrt, nicht sehr
überzeugend. Viele Indizien sprechen dafür,
daß der Geschichtsschreibung heate eine be-
sonders wichtige Rolle in den kulturellen Pro-
zessen zukommt, in denen Gegenwartserfah-
rungen verarbeitet und rationalisiert werden.
„Rationalisierung" hat den doppelten Sinn ei-
ner vernünftigen Aneignung oder einer ideo-
logischen Verstellung. Diesem Doppelsinn
entsprechend ist es eine offene Frage, welche
praktischen Wirkungen von der Historiogra-
phie ausgehen können, wenn sie die Erfah-
rung der Gegenwart im Spiegel der Vergan-
genheit verständlich machen will. Da die
praktische Auswirkung der Historiographie
in der politischen Kultur von den Sinnkrite-
rien und Deutungsmustern abhängt, die die
Geschichtsforscher und Geschichtsschreiber
in ihre Arbeit an der historischen Erfahrung
einbringen, kann und darf die theoretische,
die Prinzipienfrage nicht verstummen. Ich
möchte sie so formulieren: Welche Vernunft-
chancen hat die Geschichtsschreibung im
Hinblick auf ihre potentiellen praktischen



Wirkungen? Wie vernünftig kann und muß
der Geschichtsschreiber sein?
Um diese Frage beantworten zu können,
möchte ich zunächst eine Vorfrage erörtern:
Wie hängt die Geschichtsschreibung über-
haupt mit der menschlichen Lebenspraxis zu-
sammen? Ich möchte diese Vorfrage beant-
worten, indem ich auf eine elementare und
allgemeine (oder wie man auch sagen kann:
lebensweltliche) Struktur und Funktion des
menschlichen Geschichtsbewußtseins hinwei-
se.
Geschichtsbewußtsein ist ein komplexer Zu-
sammenhang von Erinnerung an die Vergan-
genheit, Deutung der Gegenwart und Erwar-
tung der Zukunft13). Es realisiert diesen Zu-
sammenhang, indem es aktuelle Erfahrungen
von der zeitlichen Veränderung des Men-
schen und seiner Welt als Fragen an die Erin-
nerung der Vergangenheit adressiert, das
Wissen um die Vergangenheit auf die Orien-
tierungsbedürfnisse der Gegenwart hin ak-
tualisiert und von ihm her Zukunftserwartun-
gen durch historische Erfahrung abstützt. Es
geht also im menschlichen Geschichtsbe-
wußtsein immer um mehr als bloß um die
Vergangenheit. Es geht darum, erfahrungsge-
sättigtes Wissen um die menschliche Vergan-
genheit zur Deutung dessen, was gegenwärtig
geschieht und was realistisch von der Zukunft
erwartet werden kann, zu mobilisieren. Indem
das Geschichtsbewußtsein diesen inneren Zu-
sammenhang der drei Zeitdimensionen reali-
siert, die Vergangenheit gleichsam über die
Erinnerung so in die Gegenwart hineinspre-
chen läßt, daß Zukunft als Handlungsperspek-
tive sich öffnet, indem es diese Sinnbildung
am Leitfaden der Zeit vollbringt, ermöglicht
das Geschichtsbewußtsein historiche Identi-
tät als Selbstbehauptung des Menschen im
zeitlichen Wandel seiner selbst und seiner
Welt14).
Geschichtsschreibung ist Arbeit an der Bil-
dung der historischen Identität derjenigen, an

die sie sich wendet Sie ist stets — ob es dem
einsam am Schreibtisch sitzenden Histori-
ker bewußt ist oder nicht — in die Kommuni-
kationsprozesse eingebunden, in denen sich
eine Gesellschaft in den Köpfen ihrer Mitglie-
der ein Bild von sich selbst gibt (ein solches
Bild ist integraler Bestandteil der Realität je-
der Gesellschaft) ). Geschichtsschreibung ist
nichts
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anders als eine ausgeprägte, ausgear-
beitete Form derjenigen Erinnerungsleistung,
die jeder handelnde und leidende Mensch
dauernd erbringen muß, um seine aktuellen
Zeiterfahrungen verarbeiten und so deuten
zu können, daß seine Lebenspraxis eine trag-
fähige Zukunftsperspektive gewinnt Diese
Erinnerungsleistung hat immer eine soziale
Dimension. Historische Erinnerung ist ein
kommunikativer Prozeß von Vergesellschaf-
tung. Die Geschichtsschreibung formuliert
und stabilisiert Zugehörigkeiten, indem sie
eine als gemeinsam empfundene Vergangen-
heit interpretiert, und zugleich entwirft sie
damit auch eine Vorstellung davon, wer die
andern sind, von denen man sich abgrenzt
um man selbst zu sein16). Damit soll nicht
gesagt sein, wie es der heute übliche ge-
schichtsdidaktische Gebrauch des Wortes
„Identität" nahelegt, daß sich die menschliche
Identität exklusiv oder vornehmlich im Felde
des Geschichtsbewußtseins bildet; ich be-
haupte nur, daß das Geschichtsbewußtsein
ein notwendiger Faktor der menschlichen
Identitätsbildung ist, und darauf muß um so
mehr hingewiesen werden, als in der ein-
schlägigen soziologischen und sozialpsycho-
logichen Literatur zum Thema „Identität“ die
Rolle des Geschichtsbewußtseins und die ihm
eigene Art sinnbildender Tätigkeit weitge-
hend im dunkeln gelassen wird.
Identität ist die Fähigkeit von Menschen, im
sozialen Lebenszusammenhang mit arideren
Menschen unterschiedliche Erwartungen der
anderen mit eigenen Bedürfnissen, Fremdin-
terpretationen mit Selbstinterpretationen zu
einem in sich stimmigen und handlungser-
möglichenden Deutungsmuster des eigenen
Daseins zu verarbeiten. In dem Maße, in dem



dieses handlungsermöglichende, daseins-
orientierende Deutungsmuster zeitbezogen
ist, kann man von historischer Identität spre-
chen.
Zeitbezogen ist die menschliche Identität auf
doppelte Weise: Einmal erfährt jeder Mensch,
daß er selbst, die anderen, mit denen er um-
geht, und die Welt, in der er mit den anderen
lebt, sich dauernd verändern. Zweitens ist die
menschliche Identität durch diejenige Zeit
bestimmt, die gleichsam aus dem Inneren der
menschlichen Subjekte selber stammt: durch
Zeit in der Form von handlungsleitenden Ab-
sichten, Hoffnungen, Sehnsüchten, Ängsten.
Historische Identität ist nun nichts anderes
als die Fähigkeit von Menschen, diese Zeiter-
fahrungen und Zeitabsichten — man könnte
auch sagen: die äußere und die innere Zeit —
zu einer in sich stimmigen und handlungser-
möglichenden Vorstellung vom Verlauf des
eigenen Daseins zu integrieren. Metaphorisch
könnte man sagen: Historische Identität ist
die Fähigkeit von Menschen, auf dem Strom
der Zeit zu schwimmen. Und um im Bilde zu 
bleiben, könnte man hinzufügen: Geschichts-
bewußtsein ist nichts anderes als die
Schwimmbewegungen der Seele und des Gei-
stes, die der Mensch sein Leben lang macht,
um seine eigene Geschichtlichkeit (die Tatsa-
che, daß er im Strom der Zeit schwimmen
muß) lebensermöglichend zu bewältigen.
Geschichtsschreibung ist ein Teil der ange-
deuteten Integrationsleistung des Geschichts-
bewußtseins, die Zeiterfahrungen und Zeitab-
sichten zur Vorstellung eines sich durchhal-
tenden Ichs oder Wir miteinander vergesell-
schafteter Menschen verbindet. (Um ein Bei-
spiel zu nennen: Im 19. Jahrhundert war die
Nation eine solche historiographisch ausgear-
beitete Vorstellung einer sich im Wandel der
Zeit durchhaltenden und behauptenden kol-
lektiven Identität). Jeder Mensch vollbringt
für sich diese Integrationsleistung in den (oft
nur un- oder halbbewußten) mentalen Prozes-
sen, in denen er sich autobiographisch selbst
interpretiert und den eigenen Lebensentwurf
in soziale Zusammenhänge und übergeord-
nete kulturelle Vorstellungen kollektiver
Identität einordnet. Zahllose gesellschaftliche
Instanzen sind auf besondere Weise mit der
gleichen Integrationsleistung befaßt. Die Ge-
schichtswissenschaft ist nur eine davon. Sie

ist nicht die praktisch wirkungsvollste, aber
sie unterscheidet sich von allen anderen For-
men bewußter historischer Erinnerungsarbeit
dadurch, daß sie für ihre Erinnerungsleistun-
gen besondere Ansprüche erhebt, eben dieje-
nigen, die mit dem Namen „Wissenschaft" be-
zeichnet werden. Was bedeutet dies für die
praktische Wirkung, die das historische Den-
ken in den kommunikativen Prozessen hat, in
denen sich historische Identität kulturell bil-
det?
Auf den ersten Blick sieht es so aus, als sei
das wissenschaftliche Verfahren der histori-
schen Erinnerungsarbeit eminent unprak-
tisch; denn welche lebenspraktische Bedeu-
tung soll den wissenschaftlichen historischen
Forschungsleistungen eigentlich zukommen,
die die Regale der historischen Bibliotheken
mit der Masse des historischen Wissens fül-
len, die den Laien — und nicht nur ihn —
erschreckt. Aber der Schein trügt Ein kurzer
Blick auf die Rolle, die die akademische Ge-
schichtsschreibung in der politischen Kultur
moderner Gesellschaften gespielt hat und
nach wie vor spielt kann uns eines Besseren
belehren. Ich verweise außerdem noch auf die
Ausbildung der Geschichtslehrer, also darauf,
daß moderne Staaten sich mit Hilfe der Ge-
schichtswissenschaft Fachkräfte für histori-
sche Identitätsbildung und Legitimation her-
anbilden, und ich verweise auf lebhafte Dis-
kussionen in der politischen Öffentlichkeit
über die Arbeit von Geschichtswissenschaft-
lern, wie sie sich etwa in den deutsch-polni-
schen Schulbuchempfehlungen niederge-
schlagen hat ) .17

Nun ist der Blick auf diese politische Funk-
tion der Geschichtswissenschaft eher irrefüh-
rend; denn ich möchte ja nicht faktische Wir-
kungen der Geschichtswissenschaft in der po-
litischen Kultur der Gegenwart aufweisen,
sondern Prinzipien der Geschichtsschreibung
erörtern, die die eingangs erwähnten Gefah-
ren bannen können. Wissenschaft soll als in-
neres Gestaltungsprinzip der Historiographie
in den Blick kommen und zur Diskussion ge-



stellt werden. Was heißt es also, die lebens-
notwendige und gesellschaftsbildende Erin-
nerungsarbeit der historischen Identitätsbil-
dung wissenschaftsspezifisch zu betreiben?

Ich gehe von der Voraussetzung aus, daß pro-
fessionalisierte Historiker grundsätzlich
nichts anderes tun als alle Menschen, die
über Erinnerungsleistungen Zeitperspektiven
ihrer eigenen Lebenspraxis entwickeln, um
sich der Dauer ihrer selbst im Wandel der
Zeit zu vergewissern. Die Erinnerungsarbeit
der professionalisierten Historiker unter-
scheidet sich aber von aller anderen Erinne-
rungsarbeit durch die Art und Weise, wie sie
diese Zeitperspektivierung der menschlichen
Lebenspraxis betreiben.

Ich kann diese Art und Weise hier nicht im
einzelnen darlegen, sondern ich muß mich
darauf beschränken, lediglich den für sie maß-
gebenden Gesichtspunkt zu bezeichnen. Die-
ser Gesichtspunkt ist denkbar einfach: Die
Deutungsarbeit, die das historische Denken
mit der Erfahrung der Vergangenheit im Hin-
blick auf die Zeiterfahrung und Zeiterwar-
tung der Gegenwart vollbringt, wird strikt in
das Medium einer methodisch geregelten,
konsensorientierten und argumentativen
Kommunikation eingebunden. Das histori-
sche Denken wird den Regeln unterworfen,
die einen Diskurs (im ursprünglichen Sinne
des Wortes, also im Sinne einer argumentati-
ven Unterredung) definieren. Diese Regeln
führen zu einer wissenschaftsspezifischen
Methodisierung des historischen Denkens
und damit zu bestimmten Formen der histori-
schen Erkenntnisarbeit, vor allem zu derjeni-
gen, die man „Forschung“ nennt.

Wissenschaftsspezifisch wird also die histori-
sche Erinnerungsarbeit in das Medium eines
methodisch geregelten, konsensorientierten
und argumentativen Denkens eingebunden.
Was bedeutet diese Einbindung für den Pro-
zeß der historischen Identitätsbildung, der
durch das historische Denken in Gang ge-
bracht und gehalten wird? Welche Bedeutung
hat das für die Geschichte als Wissenschaft
maßgebende Prinzip des historischen Den-
kens für dessen praktische Wirkung im kul-
turellen Prozeß der menschlichen Identitäts-
bildung? Ich möchte dieses Prinzip mit der
traditionellen, zwar umstrittenen, aber kaum

ersetzbaren Bezeichnung „Vernunft" charak-
terisieren. Ich halte diese Bezeichnung des-
halb für angemessen, weil „Vernunft" ja nichts
anderes bedeutet als die Fähigkeit von Men-
schen, ihre Kommunikation argumentativ in
einer begrifflich verfaßten Sprache zu vollzie-
hen und dabei (das ist die neuzeitspezifische
Variante von „Vernunft") methodisch zu ver-
fahren18). Diese Vernunfttätigkeit ist als Form
eines menschlichen Miteinander-Redens et-
was grundsätzlich Verschiedenes von den
Formen des technischen, instrumentellen,
strategischen und bürokratischen Vernunft-
gebrauchs. Wenn also die historische Identi-
tätsbildung wissenschaftlich erfolgt, dann be-
deutet dies etwas sehr Elementares und
Grundsätzliches: Die historische Erinnerung
wird zur Angelegenheit einer rationalen Ar-
gumentation, einer Erwägung verschiedener
Deutungsmöglichkeiten, einer Offenheit für
Erfahrungen, einer Begründung maßgeblicher
Gesichtspunkte, — kurz alles dessen, was wir
mit dem Wort „vernünftig" alltagssprachlich
meinen. Dies ist wahrlich nicht wenig und
wohl des Schweißes der Fachleute wert ).19

Es ist eine offene Frage, wie dieses Vernunft-
angebot, das die Geschichtswissenschaft auf
der Grundlage ihrer eigenen Prinzipien als
Wissenschaft an die Instanzen und Agenten
der historischen Identitätsbildung in der poli-
tischen Kultur macht, konkret aussieht. Ich
kann mir durchaus bohrende Fragen danach
vorstellen, ob die Geschichtswissenschaft ei-
gentlich diesen ihren eigenen Vernunftprinzi-
pien durchgängig nachkommt oder nicht auch
allzuoft in ihrer relativ kurzen Geschichte als
Wissenschaft (seit dem späten 18. Jahrhun-
dert)20) der Versuchung erlegen ist, ihre Ver-
nunft mit der methodischen Rationalität von
Forschungstechniken zu identifizieren und



sie dabei qualitativ ganz erheblich zu verkür-
zen, so daß die Geschichtsschreibung sich
allzu willig den Legitimationsinteressen der
jeweiligen Machthaber gefügt hat21)- So
fruchtbar solche Fragen zur Kritik und Selbst-
kritik der Geschichtswissenschaft als Faktor
der politischen Kultur auch sind, ich möchte
sie hier nicht weiter erörtern, sondern nur auf
zwei Möglichkeiten verweisen, wie der Ver-
nunftanspruch der Geschichtswissenschaft
praktisch zur Geltung gebracht werden kann
und soll, und zwar dort, wo historische Erin-
nerungen ein gewichtiger Faktor der politi-
schen Kultur unserer Gesellschaft sind.
Die eine Möglichkeit besteht darin, histori-
sche Erkenntnisse so zu präsentieren, daß sie
starre Muster der historischen Identität auflö-
sen können. Die zweite sehe ich in einer Art
Abwehrhaltung der Geschichtsschreibung ge-
gen die Versuchung des sich ausbreitenden
Irrationalismus der Gegenwart Natürlich
kann die Geschichtsschreibung der angstbe-
setzten Gegenwartserfahrung das Spiegelbild
historischer Alternativen vorgaukeln, sie
kann die historische Erfahrung gegen die
Denktraditionen zur Geltung bringen, denen
sich die Geschichte als Wissenschaft ver-
dankt. Statt auf diese Weise ihre eigene Tra-
dition im Prozeß der Modernisierung zu ver-
drängen und sich so den Ast abzusägen, auf
dem sie als Wissenschaft sitzt, sollte die Ge-
schichtswissenschaft diese Tradition eher kri-
tisch gegen die romantisierende Gegenwarts-
flucht in die Vergangenheit kehren und als
Chance dafür anbieten, Gegenwartserfahrun-
gen durch historische Erinnerungsarbeit so zu
deuten, daß tragfähige Handlungsperspekti-
ven in die Zukunft eröffnet werden.
Beide Möglichkeiten möchte ich abschlie-
ßend noch kurz erläutern.
Starre Muster historischer Identität finden
sich allenthalben. Man denke nur an be-
stimmte Vorstellungen nationaler Identität,

wie sie das historische Denken des 19. Jahr-
hunderts beherrscht haben, oder an tiefver-
wurzelte Stereotype geschlechtlicher Identi-
tät22). Es ist bekannt, welches Unheil solche
Muster anrichten können, wenn sie gegen die
Verarbeitung relativierender oder modifizie-
render Erfahrungen abgeschottet werden. Der
Geschichtsschreibung kommt hier eine wich-
tige ideologiekritische Rolle zu. Sie kann
diese Rolle nur spielen und sich gegen kon-
kurrierende afterwissenschaftliche Präsenta-
tionen und Deutungen der historischen Er-
fahrung nur behaupten, wenn sie sensibel ist
für die Gegenwartserfahrung, die die Pro-
zesse der historischen Identitätsbildung be-
stimmen, wenn sie sensibel ist für den Kampf
um Geschichte als Medium politischer Kul-
tur. In dem Kampf kann und soll sie nicht Par-
tei ergreifen (was praktisch nur bedeuten
würde, daß sie sich an den Meistbietenden
verkaufte), sondern sie kann und soll in ihm
das friedliche Mittel des vernünftigen Argu-
mentierens einbringen.
Die Geschichte beruht als Wissenschaft auf
Vernunftprinzipien, die in einem langen hi-
storischen Prozeß herausgearbeitet und er-
rungen wurden. Man hat diesen Prozeß
„Emanzipation" genannt. Heutzutage hat die-
ser Begriff zusammen mit der für ihn maßgeb-
lichen Tradition der Aufklärung eine
schlechte Presse. Es ist modern und des Bei-
falls der postmodernen intellektuellen Avant-
garde sicher, alles das, was mit Emanzipation
und Aufklärung zu tun hat, als Illusion zu ent-
larven und die Gegengeschichte zur Ge-
schichte der neuzeitlichen Emanzipation als
diejenige zu preisen, die uns sagt, wer wir
sind. Die Geschichte würde sich aber als Wis-
senschaft selber preisgeben, die Wurzeln
durchschneiden, aus denen sie erwachsen ist,
wenn sie die historische Erfahrung nach die-
sem Strickmuster radikalisierter Kulturkritik
interpretierte, wenn sie Geschichte als Plädo-
yer für eine Befreiung von den Zwängen des



neuzeitlichen Denkens schriebe. Sie sollte der
Versuchung widerstehen, auf den Wogen
neuer Sehnsüchte zu schwimmen, in den Tie-
fen der Vergangenheit den Schrecken der Ge-
genwart zu vergessen. Statt dessen sollte sie
an die Erfahrungen erinnern, die wir mit irra-
tionalistischen Strömungen und mit den Ver-
suchen gemacht haben, die zivilisatorische

Kultur der Moderne zu beenden und neue,
von der Last des diskursiven Denkens erlö-
sende Mythen zu kreieren. Wenn sich die Ge-
schichtswissenschaft als Wissenschaft ernst
nimmt, dann sollte sie Geschichte nur so
schreiben können, daß in ihr die Vernunft
vorkommt, der sie sich verpflichtet weiß, und
Sinn macht



Neue Medien und politische Bildung

Einleitung

Angst und Ratlosigkeit, ja „Dummheit“, wie
Kant einmal formuliert hat, können die Men-
schen dazu bringen, daß sie ihre Freiheit im
Namen der Freiheit aufgeben. Das Problem
der Freiheit hat sich zur Aporie zugespitzt
Die Freiheit wird zur erdrückenden Last, der
man sich durch eine Flucht in einen Zustand
der Ohnmacht und geistigen Lähmung zu ent-
ziehen sucht: Furcht vor der Freiheit wie
Erich Fromm sie vor über vierzig Jahren auf
die einfache Frage gebracht hat: „Was also
bedeutet Freiheit für den heutigen Men-
schen?"') In einer solchen Gefühlslage man-
gelt es vor allem an dem erforderlichen Mut,
die „Provokationen der Freiheit“2) anzuneh-
men, weil der Selbstbehauptungswille ge-
schwächt ist
In den Auseinandersetzungen um die Einfüh-
rung der Neuen Medien während der letzten
Jahre3) sind geradezu paradigmatische Fälle
dafür geliefert worden, wie die Provokationen
neuer Freiheiten und Möglichkeiten im Be-
reich der Individual- und Massenkommunika-
tion nicht aufgenommen werden und zu Apo-
rien „verkommen“ können. Während endlos
viel geredet und Tinte verspritzt wurde, ver-
harrten die Sachen selbst wie in einen Nebel
eingetaucht, und es passierte eigentlich kaum
etwas Nennenswertes, außer vielen Empfeh-
lungen, programmatischen Reden und Grund-
satzerklärungen, an prominentester Stelle der
sogenannte KtK-Bericht, der 1976 vier Kabel-
pilotprojekte empfiehlt4). Präzis auf Orwells

Datierung „1984" sind die Entwicklungen nun
auf breiter Front in Fluß geraten.
Die Situation der knappen Kanäle ist zu Ende;
diese Erkenntnis zeigt jetzt Folgen. Neue Me-
dien, was bedeutet das? Es fällt schwer, eine
genaue Definition für die neuen Techniken
der Information und Kommunikation zu ge-
ben; neuartig sind die bisher unbekannten
„Verkehrswege“ in der Telekommunikation
und Informatik. .Neue Medien ist „der einzig
tragfähige Oberbegriff für alle die Verfahren
und Mittel (Medien), die mit Hilfe neuer oder
erneuerter Technologien neuartige, also in
dieser Art bisher nicht gebräuchliche Formen
von Informationserfassung und Informations-
bearbeitung, Informationsspeicherung, Infor-
mationsübermittlung und Informationsabruf
ermöglichen"5). Dietrich Ratzke, dessen Defi-
nition wir übernehmen, bringt noch eine en-
gere Eingrenzung. Neue Medien bezeichnen
dann jene neuen technischen Formen von
Kommunikation und Information, die eine
massenmediale Ausformung haben. Es sind
aber gerade die neuen Techniken, die eine
Durchdringung und Verschmelzung der her-
kömmlichen Begriffe wie Massenkommunika-
tion und Individualkommunikation herbei-
führen, und deshalb ist der umfassendere
Sammelbegriff vorzuziehen.
So entsteht aufgrund der Mikroelektronik
und der Entwicklungen in der optischen
übertragungs- und Satellitentechnik ein
neues umfassendes Netzwerk der Verbindun-
gen für viele Formen der Individual- und
Massenkommunikation, und damit verändert
sich die informationeile Umwelt radikal. Im 
folgenden wird vor dem Hintergrund der ein-
schneidenden Entwicklungen im Informa-
tions- und Kommunikationsbereich die zuge-
hörige Freiheitsproblematik erörtert und
hierbei das Verhältnis der Neuen Medien zur



politischen Bildung mit einigen Kommenta-
ren und Anmerkungen versehen. Als erfreuli-
ches Plus ist zu verbuchen, daß jetzt alle tra-
genden politischen Kräfte in unserem Land
die elektronische Medienzukunft mitgestal-
ten und nicht länger verhindern wollen. Der
Medienpessimismus ist abgeflaut, mehr als
ein Quentchen Optimismus ist wieder er-
laubt, und selbst die dritten Programme der
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten, so
meinte kürzlich etwas bissig ein Kommenta-
tor, hätten sich von der No-future-Mentalität
zu lösen begonnen6).

Thesen
1. Die politische Bildung sucht nachdrücklich
den Freiheitsgedanken in die Diskussion um
die Neuen Medien einzuführen. Das Prinzip
Verantwortung ist gewissermaßen das
Apriori des Freiheitsgedankens in dem Ver-
such einer Ethik für die Informations- und
Medienkultur.

2. Das Stichwort von der „Elektronischen Re-
volution“ verleitet zu falschen Hoffnungen
und Befürchtungen. In der politischen Bil-
dung ist den historischen und anthropologi-
schen Fragestellungen, die aus der Evolution
der Kommunikation und ihrer Medien abge-
leitet werden können, mehr Aufmerksamkeit
einzuräumen.

3. Die wissenschaftlichen Erkenntnisse aus
der Wirkungsforschung in der Kommunika-

tionswissenschaft müssen für die politische
Bildung stärker aufgearbeitet werden.
4. Die Präsenz der Neuen Medien erstreckt
sich auf viele Lebensbereiche. Deshalb gehört
die Mikroelektronik in die Lern- und Bil-
dungsprogramme, um Grundkenntnisse zu
vermitteln und „Computer, Wertewandel und
Demokratie" ) auf ihre Verhältnisbestimmung
zu befragen.

7

5. Die Neuen Medien können die Entwicklun-
gen zu einem immer dichter geknüpften Netz
der kommunikativen Beziehungen in unserer
Gesellschaft begünstigen. Die politische Bil-
dung sieht Medienzukunft und Gesellschafts-
entwicklung in ihren Zusammenhängen und
interpretiert sie zugunsten einer verstärkten
„Dialogisierung" der Massenkommunikation.
6. In der Herausforderung durch die Neuen
Medien richtet sich die besondere Aufmerk-
samkeit der politischen Bildung auf die Wert-
und Sinnkomponenten im Journalismus. Die
Mediensysteme dürfen sich nicht totalisieren
und gegen den Menschen kehren. Die philo-
sophisch-hermeneutische und praktisch-ethi-
sche Verarbeitung des Journalismus im Sinne
einer verpflichtenden Freiheitskultur darf
nicht länger vernachlässigt werden.
7. Das Gesprächsmodell und ein verständi-
gungsorientiertes Handeln sind für die Demo-
kratie und ihre Massenkommunikation das
bestimmende Ethos. In dieser Hinsicht ermu-
tigt und befähigt die politische Bildung zur
aktiven Mediennutzung.

I. Vernunft der Freiheit —
Das Prinzip Verantwortung in der Medienkultur

1. Kabel und Kultur

Die Bürger müssen sich tatsächlich „verkabelt
und verkauft“ vorkommen; lange genug hat
man es ihnen fürsorglich eingeredet. Die in-
tellektuellen Kritiker irritiert es, daß die ver-
meintlichen Opfer eines Orwell’schen Fern-
sehtotalitarismus partout nicht vom Fern-
seher wegzubringen sind, und so wird eine
düstere Medienzukunft gezeichnet: „Noch ist

jener Große Bruder nicht in Sicht. Doch die
potentiellen Zuarbeiter — allen voran der
Bundespostminister und etliche Landesmini-
sterpräsidenten — haben sich ans Werk ge-
macht. Das Land wird verkabelt."8) So hat man
Kabel und Kultur zu unvereinbaren Größen



erklärt, und in den Feuilletons sind die
Neuen Medien als Synonym für kulturellen
Niedergang gehandelt worden.
Nein, das Fernsehen ist kein Dämon; minde-
stens seine Zuschauer sind anderer Auffas-
sung. Bei der Masse der Bevölkerung erfreut
sich das Fernsehen nach wie vor einer großen
Beliebtheit. Die Beschäftigung mit den Mas-
senmedien steht an der Spitze aller Freizeit-
betätigungen, und hierbei läuft das Fernsehen
allen anderen Formen der Mediennutzung
den Rang ab9). Vor allem sind es die unteren
Gruppen in der Sozial- und Bildungspyrami-
de, die als ausgeprägte Vielseher hervortre-
ten. Auf diese Gruppen mit ihren schichten-
spezifischen Mustern der Fernsehnutzung
blicken die Anhänger der „Wissenskluft“-Hy-
pothese mit besonderer Besorgnis. Die Wis-
senskluft, das ist der wachsende Abstand
«zwischen denen, die die Medien vorwiegend
zu ihrer Unterhaltung nutzen, und jenen, die
Zeitungen durcharbeiten, Bücher wälzen und
Fernsehen und Radio so gezielt nutzen, daß
ihr Wissensvorsprung gegenüber den ande-
ren immer größer wird". Das Fernsehen ver-
blödet nicht nur, sondern vergrößert das Wis-
sensgefälle und stiftet dazu noch politisches
Unheil: „Klafft die Wissenskluft immer weiter
auseinander, entsteht eine neue Zwei-Klas-
sen-Gesellschaft. Auf der einen Seite die viel-
wissenden Allesversteher und auf der ande-
ren Seite die verständnislosen Nichtswis-
ser."10) Ob das ganz so einfach ist mit den
Kommunikationsarmen und Kommunika-
tionsreichen, sei dahingestellt. Eine Binsen-
wahrheit wird zur Hypothese hochstilisiert.
Welches „Wissen“ ist denn hier überhaupt ge-
meint? Und welche Gleichheit hinsichtlich
der bestehenden Ungleichverteilungen soll
denn angestrebt werden, damit jedem me-
dienpolitische Gerechtigkeit widerfährt?

11) M. Schöneberger, Kultur und Kabel. Die Neuen
Medien als Auftrag für die Politik, in: Die politi-
sche Meinung, (März/April 1984) S. 36.
12) K. Lüscher, Massenmedien und die Evolution
der menschlichen Kommunikation, in: Neue Zür-
cher Zeitung vom 5. 7. 1984.

An dieser Stelle ist an eine wichtige Maxime
des journalistischen Arbeitens zu erinnern:
Du sollst dein Publikum nicht unterschätzen.
Die Rede vom „Glotzkasten" tut dies fortwäh-
rend; einerseits rühmt sie die Vorzüge des
öffentlich-rechtlichen Programms, das es zu

erhalten und vor kommerziellem Wettbewerb
zu schützen gilt; andererseits macht sie das
Medium Fernsehen schlechthin madig und,
was noch schlimmer ist, unterstellt sie seinem
Publikum eine hohe Manipulierbarkeit. Die
Rede vom „Glotzkasten“ ist auch nicht ganz
frei von bildungsbürgerlicher Arroganz. Die
„Wissenden“ ziehen zwischen sich und den
anderen einen Trennstrich, und in Wahrheit
halten sie das Fernsehen schlechthin für eine
volksverdummende Einrichtung, die abge-
schafft werden sollte. Damit erübrigt sich alle
weitere Medienpolitik, sofern sie eine auf den
freien Bestand der Medien gerichtete Politik
ist. Unter den Prämissen der Medienpessimi-
sten wird sie zur Blockade- und Verhinde-
rungspolitik.
Video, Kabel oder Satellit mögen nicht frei
sein von nivellierenden und kommerzialisie-
renden Wirkungen. Aber ist das die einzige
und zwingende Alternative? Die Neuen Me-
dien sind eine kulturpolitische Herausforde-
rung ersten Ranges. Mit vollem Recht ist dar-
auf hingewiesen worden, daß die Informa-
tionssysteme, die diese Neuen Medien er-
möglichen, lediglich ein technischer Bauka-
sten sind, der so oder so zusammengesetzt
werden kann ). ,11

2. Fernsehunterhaltung und Negativismus
der Medien

Der Soziologe Kurt Lüscher schreibt:,Anders
als der Umgang mit dem gedruckten Wort gilt
häufiges und ausgiebiges Fernsehen nicht als
bildend. Schließlich ist, bis jetzt, der Bild-
schirm für die meisten ein Freizeitgerät ge-
blieben.“12) Diese Feststellung ist nicht ge-
rade eine Ermutigung für die politische Bil-
dung. Das Unbehagen vieler richtet sich dar-
auf, daß die Neuen Medien den ausgespro-
chenen Zerstreuungs- und Unterhaltungscha-
rakter des Fernsehens verstärken, während
die Bildungsprogramme auf dem elektroni-
schen Markt abnehmen.

Immerhin werden auf dem Markt der Print-
medien wöchentlich über sechzig Millionen



Exemplare der sogenannten Regenbogen-
presse abgesetzt. Der Umgang mit dem ge-
druckten Wort hat weitgehend auch einen
Freizeit- und Unterhaltungscharakter. Aber
weil die älteren Medien uns in ihrer Unter-
schiedlichkeit vertrauter sind, differenzieren
wir stärker, während das Fernsehen als sehr
junges Medium auf seine Differenzierung und
Individualisierung noch wartet Jerry Mander,
der mit dem verrückten Plädoyer für die Ab-
schaffung des Fernsehens aufgetreten ist,
nennt das Fernsehen die „Unity-Machine"; er
hält diese Maschine für „gemeingefährlich",
weil sie das Wissen kollektiv „enteignet" und
die Erfahrungen „kolonialisiert"13). Das Fern-
sehen als „Megatrend" ), als „gewaltsame
Lenkung“15) mit seinen Konformitäts- und
Denkzwängen bringe etwas Molochartiges
hervor, das Gefühle der Ohnmacht erzeugt.
Die politische Bildung wird im Auge behalten
müssen, daß Bildung und Kultur in der elek-
tronischen Aufmerksamkeitsskala ganz unten
liegen. In einem internationalen Vergleich16)
bewegt sich die Nachfrage- und Nutzungs-
struktur gegenüber kulturellen Fernsehsen-
dungen um folgende Zahlen: Unterhaltung
um 70 Prozent, Informationen um 22 Prozent,
Kultur und Bildung um fünf Prozent. Dabei
sind Länder zum Vergleich herangezogen
worden, deren Fernsehen sowohl nach privat-
wirtschaftlich-kommerziellem Modell wie
nach öffentlich-rechtlichem organisiert ist,
aber der Anteil kultureller Sendungen unter-
scheidet sich kaum. Allerdings bleibt die Pro-
blematik offen, wie fließend die Übergänge
zwischen Unterhaltung und Kultur sind; eine
noch weitergehende Frage ist diejenige nach
dem bildend-kulturellen Gehalt von Unter-
haltung und deren öffentlicher Legitimation.
Die weltweite Ausstrahlung der „Holocaust"-
Serie vor einigen Jahren hat leider nur eine
kurzzeitige Nachdenklichkeit hervorgerufen,
die neuen Kultur- und Bildungsformen wahr-

zunehmen, die im Umfeld des Fernsehens
entstehen. Die politische Bildung zeigt sich
wenig experimentierfreudig in der Öffnung
für spielerisch-unterhaltsame Kommunika-
tionsformen, die in Amerika als „Populär Cul-
ture“ gelten und sich deutlich abheben Von
der Intellektuellenkultur mit ihrer ästheti-
schen Exklusivität. Die spezifischen „Kunst-
formen" der Massenmedien im elektronischen
Bereich sind für die politische Bildung noch
weitgehend eine „terra incognita“.
Im Fernsehen wird Kultur als Massenprodukt
rezipiert. Von der „Tagesschau" bis zur Talk-
Show erzielt das Fernsehen seine hervorste-
chendste Wirkung als eine Zerstreuungs- und
Unterhaltungsmaschine par excellence. Un-
terhaltung gilt aber in Deutschland als etwas
Negatives, sie ist nicht das „Eigentliche", und
wie alles, was im Duden mit „Unter" beginnt
— Unterdrückung, Untermensch, Unterho-
se —, kommt sie vom Ruch des Minderwerti-
gen und Platten nicht los. Der „homo ludens"
und der „homo politicus" bleiben zwei ge-
trennte Welten.
Der angestaute Überdruß angesichts der
neuen Medienentwicklungen findet eine wei-
tere Ursache in einem wachsenden Unmut
der dem Negativismus der Medien gilt ). En17 -
zensberger sieht die „Katastrophe" der Pres-
sefreiheit heraufziehen, die, „zu Ende gedacht
mit der Menschenwürde unvereinbar ist"; er
zitiert den öffentlichen Betrug mit den Hitler-
Tagebüchern und jene Blätter, die uns „Tag
für Tag mit Null-Ereignissen“ konfrontieren.
Gemeinsam sei allen journalistischen Medien
heute bei allen Unterschieden im Informa-
tions- und Gebrauchswert „das Gesetz, nach
dem sie antreten: ihr objektiver Zynismus“18).
Diese scharfe, gnadenlose Verurteilung der
Pressefreiheit ist ungerechtfertigt. Die Kritik,
daß „Brandstifter sich an den Fundamenten
demokratischer Kommunikation zu schaffen
machen“19), kommt aber heute nicht nur von
„linker" Seite. Die Neuen Medien werden zum



Sündenbock gemacht für den Überdruß an
der journalistischen Gegengesellschaft mit ih-
rem „Verlust an Sensibilität und Selbstdiszi-
plin“20).

3. Imperialismus der instrumentellen
Vernunft

John Milton war es, der 1644 in einer fiktiven
Rede vor dem englischen Parlament dem
Furcht- und Angstgefühl vor der Macht des
gedruckten Wortes ein neues Freiheitsgefühl
an die Seite gestellt hat Heute scheint man-
chen, die in Öffentlichkeit und Politik das Sa-
gen haben, beim Stichwort Neue Medien
nichts anderes einzufallen als die erfindungs-
reiche Vermehrung von Reglementierung
und Kontrolle. Medienvielfalt und Medien-
pluralismus gelten als „gefährlich", und damit
wird allerdings die demokratische Ordnung
auf den Kopf gestellt. Miltons „Areopagitica" 
bedarf einer Neufassung im elektronischen
Zeitalter.
Ithiel de Sola Pools jüngste Buchveröffentli-
chung zum Thema „Technologies of Freedom“
ist ein beachtenswerter Schritt in diese Rich-
tung. Pool, der am Massachusetts Institute of
Technology viele Jahre gearbeitet hat, be-
fürchtet vor dem Hintergrund der technologi-
schen Konvergenz von Printmedien und elek-
tronischen Medien ein überschwappen der
regulatorischen Tendenzen, die den Bereich
des gedruckten Wortes bisher weitgehend
ausgespart haben, auf den gesamten Informa-
tions- und Kommunikationsbereich. „All me-
dia are becoming electronic", lautet seine Prä-
misse21). Die Technik ist es nach Pools Auffas-
sung jedoch nicht, die freiheitsbedrohend
wirkt, sondern er macht die „policy" dafür ver-
antwortlich und meint damit eine alles regle-
mentierende Medienpolitik, die sich als Sozi-
alpolitik mißversteht und alle Freiheit „orga-
nisiert“. So wird die Freiheit, die alte „Preß-
freiheit“ und die neue Medienfreiheit, von ih-
ren normativ-anthropologischen Wurzeln ab-
geschnitten und obrigkeitlich „zugeteilt".
Pool steht nicht auf der Seite der „free marke-
teers“, die auf dem monopolkapitalistischen

Auge blind sind und die Marktfreiheit absolut
setzen. Dem Spannungsfeld von Technologie
und Demokratiegedanken gilt sein besonde-
res Interesse als Politik- und Kommunika-
tionswissenschaftler, damit die elektroni-
schen Instrumente, die mit ihren digitalen
Vermittlungs- und Übertragungstechniken
demnächst die letzte Zeitungsredaktion er-
reicht haben werden,'freiheitsfördernde Tech-
nologien bleiben22). Die Elektronik wird zur
„universal language" der Kommunikation.
„Electronics takes Command" lautet eine der
Kapitelüberschriften bei Pool, und mit De
Tocqueville erinnert er daran, daß despoti-
sche Strukturen in der Demokratie auf
Schleichpfaden kommen. Pools Sorge ist es,
daß die Entwicklungen dem letzten Vertreter
der freien Rede und des offenen Meinungs-
marktes bald nur noch eine Art von exzentri-
scher „Hyde Park Corner" zubilligen möchten,
unseres mangelnden Mutes und unserer man-
gelnden Wachsamkeit wegen.
Nicht die Technik ist zu bekämpfen, sondern
der Imperialismus der instrumenteilen Ver-
nunft, der die „Ratio technica“ von der „Ratio
ethica“ abspaltet. Die Massenmedien sind ein
Teil jener Maschinenwelt, in die der Mensch
seinen eigenen Geist übertragen hat. Das
Zeitalter der Naturwissenschaft hat sie her-
vorgebracht und als technische Systeme der
Massenkommunikation hergestellt, mit der
Tendenz, aus der einmal auf den Apparat fest-
gelegten Folgerichtigkeit zu funktionieren.
Die Fähigkeit zur freien, eigenen Entschei-
dung ist der Maschine nicht mitgegeben. Sie
ist das, worauf sie programmiert wurde. Wir
können uns nicht blindlings dem Funktionie-
ren der Systeme anvertrauen23). Noch sind
wir, was menschliches Handeln betrifft, in die
Beliebigkeit entlassen, solange der Mensch
bedürftig ist und sich entscheiden muß, so 
und nicht anders zu handeln. In seinem Buch



über die Macht der Computer und die Ohn-
macht der Vernunft spricht sich Joseph Wei-
zenbaum für „die Einführung eines ethischen
Denkens in die naturwissenschaftliche Pla-
nung" aus24). Ebenso argumentiert Hans Jo-
nas: „Der endgültig entfesselte Prometheus,
dem die Wissenschaft nie gekannte Kräfte
und die Wirtschaft den rastlosen Antrieb gibt, 
ruft nach einer Ethik, die durch freiwillige
Zügel seine Macht davor zurückhält, dem
Menschen zum Unheil zu werden.“25)
Für den Journalismus in der Computergesell-
schaft ist die Technik konstituierend. Den-
noch bleibt sie als nachgeordnete Größe des
zu vermittelnden Richtigen zu fassen. In dem
Szenario einer monopolisierten und völlig
kommerzialisierten Kommunikationsindu-
strie „mit entfremdeten Medienarbeitern“
würde der Journalist zum „Mann ohne Eigen-
schaften“26). Ein solcher Journalismus ist we-
der menschendienlich noch freiheitsfördernd.
Das ethische Denken in unserer Gesellschaft
ist ein Freiheitsdenken in der Vernunft und
aus ihr heraus. Darin steckt seine Moralität,
nämlich aus freien Stücken Verantwortung zu
übernehmen in den jeweiligen Entscheidun-
gen für das Gute und Erstrebenswerte, das in
den Möglichkeiten — hier: der Neuen Me-
dien — steckt.

4. Die produktive Kraft der Freiheit

Vom rechten Gebrauch der Freiheit hat Bun-
despräsident Richard von Weizsäcker gespro-
chen, als er in seiner Rede zur Amtsüber-
nahme der elektronischen Medienentwick-
lung einen eigenen Abschnitt widmete. Ob
die Neuen Medien „eine Industrialisierung
des Bewußtseins, eine neue, tiefgehende Ent-
fremdung“ herbeiführen würden oder ob sie
mehr Menschlichkeit, mehr Verstehen stifte-
ten, das bringt der Bundespräsident in Ver-
bindung zur Freiheitsfrage27). Ähnlich sieht
es der ehemalige Bundesminister Bruno

Heck, der anläßlich eines Fachkongresses bei
der letzten Funkausstellung ausführte: „Der
Freiheit stehen mit dem Fortschritt der Kom-
munikationstechnik nicht nur neue Möglich-
keiten zur Verfügung; der Freiheit haben sich
auch neue Chancen eröffnet. Die Freiheit ist
mit ihren moralischen Potenzen neu gefor-
dert. Wir dürfen uns deswegen nicht darauf
zurückziehen, zu überlegen, wie wir den Men-
schen vor den neuen Möglichkeiten der Frei-
heit am besten beschützen können. Nein, es
geht uns darum, wie wir die neuen Chancen
bewahren und die neue Herausforderung pro-
duktiv für den ganzen Menschen bestehen
können." Eine Bejahung der produktiven Kraft
der Freiheit sei erforderlich, so meinte Heck,
und im Zusammenhang mit der Medienent-
wicklung sprach er von einem „neuen großen
Abenteuer moderner Freiheit“28).
Das Thema lautet: Vernunft der Freiheit. Mit
Kant zu sprechen: „Übergang aus der Rohig-
keit eines bloß thierischen Geschöpfes in die
Menschheit, aus dem Gängelwagen des In-
stinkts zur Leitung der Vernunft, mit einem
Worte, aus der Vormundschaft der Natur in
den Stand der Freiheit.“29) Die Moral der Frei-
heit ist der entscheidende Legitimations-
grund des journalistischen Handelns in der
öffentlichen Kommunikation. Somit ergeht
die eigentliche Provokation der Neuen Me-
dien an die moralische Adresse der Massen-
kommunikation. Im Umgang mit ihr muß das
Ereignis der Freiheit im Bewußtsein immer
wieder „real" erscheinen. Ich muß mich aller-
dings schon auf diese Freiheit „eingelass*en
haben, sonst können Bewußtsein und Gefühl
von ihr nicht betroffen werden; diese pädago-
gische Maxime ist entscheidend. Nur wer die
Erfahrung der Freiheit macht, vermag zu er-
kennen, daß Freiheit nicht durch sich selbst
bestimmbar ist, sondern nur aus dem, was sie
begrenzt. Die Verantwortung, die ich für mein
Handeln als ein rechenschaftspflichtiges
übernehme, begrenzt sie. Die Verantwortung
ist gewissermaßen das Apriori der Freiheit,
der Appell nämlich, der meinem Willen ge-
genübertritt und Gehör verlangt, gemäß der
Einsicht zu handeln. Die Verantwortung



kommt aus dem Unbedingten der morali-
schen Natur des Menschen.
Die Mediensysteme als Teile der Maschinen-
und Computerwelt reflektieren die gegenwär-
tige Krisensituation der Menschheit und die
Situation des Menschen überhaupt: „Die Si-
tuation des Menschen ist ein ethisches Pro-
blem für den Menschen", meint Karl-Otto
Apel. Der „homo sapiens" müsse nun erken-
nen, daß der „homo faber" ihm weit voraus sei
mit dem, was er schon angerichtet habe und
noch anrichten könne, und daß ihm nun —
vielleicht in letzter Stunde — die Aufgabe
zufalle, die entstandene Kluft auszugleichen
und mit Hilfe der praktischen Vernunft eine
Antwort zu geben auf eine Lage, die er auf-
grund der technischen Ratio im wesentlichen
selbst geschaffen habe. „An die Stelle eines
gewissermaßen instinkt-residualen Sünden-
bewußtseins muß jetzt definitiv die Verant-
wortung der Vernunft treten."30)

5. Phänomen der Verantwortung

Robert Oppenheimer sagte nach Hiroshima,
der Naturwissenschaftler habe Bekanntschaft
mit der Sünde gemacht. Heute ist es zu spät,
die Frage zu stellen, ob die Macht der Tech-
nologien für den Menschen zu groß ist. Kein
Meister vermag den Besen des Zauberlehr-
lings wieder in den Schrank zu verbannen.
Sind wir denn überhaupt noch frei angesichts
der Utopien der Machbarkeit, die uns über
Großsysteme wie Gen-Technologie oder
Neue Medien im Griff zu haben scheinen und
jede personale Verantwortungszuweisung er-
schweren, wenn nicht unmöglich machen?
Haben wir eine Theorie der Verantwortung
im Angesicht unserer Utopien?
Orwell glaubt nicht an eine Ethik der Intel-
lektuellen und legt ihnen auf dem zeithistori-
schen Hintergrund der dreißiger Jahre den
Verrat an der Geistesfreiheit zur Last. Es ist
merkwürdig, wie Orwell in seinem „1984" die
Humanität der einfachen Leute, die er mit
Stichworten wie „Common Man“ oder „Com-
mon Decency" belegt, als Hoffnungszeichen
wertet. Die Intellektuellen Ozeaniens beten

die Macht an, sie befinden sich fest in der
Hand des Großen Bruders. Das Volk, gering-
schätzig als „proles“ abgetan, bildet die Mehr-
heit von 85 Prozent. Die Proleten und Arbei-
ter und einfachen Leute sind der Unsicher-
heitsfaktor in Orwell’s Ozeanien, weil sie sich
aus ihrer Lebenswelt nicht ganz herauslösen
lassen; sie widerstehen dem System auf ihre
Art. „Wenn es Hoffnung gibt", schreibt Orwell,
„liegt sie bei den Proles"31). Orwell argumen-
tiert, wenn man es mit einer Kurzformel aus-
drücken will, verantwortungsethisch und cha-
rakterisiert die Intellektuellen als wohlfeile
Gesinnungsethiker. Der Typus der Gesin-
nungsethik orientiert sich an der Reinheit der
Handlungsabsichten; dabei wird ausgeblen-
det, ob und wie sich solche Absichten realisie-
ren lassen und insbesondere: was deren Fol-
gen sind. Verantwortungsethik geht hingegen
von den Zusammenhängen des praktischen
Handelns aus und bezieht die (voraussehba-
ren) Handlungsfolgen ins Kalkül ein32).

Max Weber, dem wir diese Unterscheidung
verdanken, hat sich schon selbst gegen die
vereinfachende Gegenüberstellung der bei-
den Ethiktypen gewandt; vielmehr durchdrin-
gen sich beide Typen und ergänzen sich
wechselseitig33). Über die Eigenart des Sittli-
chen, über Ethik und ethische Vernunft ent-
halten sie jedoch die fundamentale Aussage,
daß die Begrifflichkeit der Verantwortung un-
verzichtbar ist. Darum geht es uns im Zusam-
menhang mit den neuen Medientechnolo-
gien, wenn wir die Einführung eines ethi-
schen Denkens als aktuelles Aufgabenfeld
der politischen Bildung in diesem Bereich ge-
kennzeichnet haben; die Phänomenologie der
Verantwortung in der Medienkultur bedarf
einer neuen und geschärften Aufmerksam-
keit.

Wir tun uns heute schwer mit einer Theorie
der Verantwortung. Max Weber klärt den Be-
griff nicht. Hans Jonas spricht vom „Prinzip



Verantwortung"34), aber auch er läßt viele Fra-
gen offen, wenn er an den Beispielen der El-
tern gegenüber einem hilflosen Kind sowie
an der selbstgewählten Aufgabe des Politi-
kers und Staatsmanns die Urbilder der Ver-
antwortung nachzuweisen sucht. Für irgend-
wen irgendwann irgendwelche Verantwor-
tung de facto zu haben, ja selbst nur zu fühlen,
gehört nach Jonas untrennbar zum Sein des
Menschen. Aber was ist das? Aus der Subjek-
tivität des Menschen können die Imperative
der Verantwortung nicht gewonnen werden,
sondern sie stammen nach Jonas aus dem
Sein und den Sachen, das Zutuende und die
Natur erheben Anspruch auf unser Handeln,
die Dinge rufen den Menschen, der sich auf
den Weg der Freiheit begibt, zur Verantwor-
tung. Jeder Ansatz einer Theorie der Verant-
wortung läßt uns heute mit mehr Fragen als
Antworten zurück. Verantwortung vor etwas,
Verantwortung für etwas: Vor welcher In-
stanz rechtfertigen wir uns? Ist alle Verant-
wortung im Grunde Selbstverantwortung?
Die Wurzeln dieses säkularisierten Begriffs
liegen im Dialogisch-Personalen. Verantwor-
tung, so läßt sich neuzeitlich definieren, ist
möglichkeits- und freiheitsorientiert, es tritt
jenes rätselhafte Sollen hinzu, das im Men-
schen liegt, schließlich ein Gegenüber, das
Ant-Wort gibt, ein Wort der Verantwortung
schuldig ist.
Entfernen wir uns mit solchen Überlegungen
nicht weit von den Neuen Medien und prakti-

schen Fragen, was zu tun sei? Es wäre ein Irr-
tum, die Fragen nach dem Zulässigen und
Vernünftigen im Journalismus für überflüssig
oder theoretisch zu erklären. Welchen Sinn
hat das journalistische Handeln? Auf diese
Frage sind wir eine Theorie des Journalismus
schuldig, und gerade mit der Telekommunika-
tion ist etwas in unser Zeitalter eingetreten,
das eine Zusammenschau der Phänomene un-
verzichtbar macht. Kommunikation als her-
meneutisches Problem ist das Thema, es geht
um eine philosophische Verarbeitung des
Journalismus. Die journalistische Vernunft ist
freiheits- und verantwortungsbedürftig, sonst
wird sie zur instrumenteilen und selbstzerstö-
rerischen Vernunft35). Wir müssen wissen,
was wir wollen.

Die Nähe zum Totalitären läßt uns heute vor
den Folgen der neuen Technologien zurück-
schrecken. Wir überwinden die Furcht aus
der Wahrheit der Antwort, für alles, was
menschliches Denken und Handeln betrifft
ein Wort schuldig zu sein. Das Entsetzen des
Menschen liegt darin, niemandem etwas
schuldig zu sein. „Er war allein", heißt es in
Orwells Roman. „Er hatte das Gefühl, als wan-
dere er in den Wäldern auf dem Meeres-
grund, verirrt in einer monströsen Welt, in
der er selbst das Monster war... Welche Ge-
wißheit hatte er denn, daß auch nur ein einzi-
ger Mensch auf seiner Seite stand?1' )

•
»

II. Medienkompetenz —
Einführung in die politische Kultur

1. Die Menschen lernen vom Fernsehen

Erfolgreiche Fernsehserien wie „Dallas" muß
man unter ihrem wertevermittelnden Aspekt
betrachten. In der gekonnten Machart über-
trifft „Dallas" die meisten der 218 Programme,
die seit 1946 im amerikanischen Fernsehen
als Familien-Serien gelaufen sind, und das er-
streckt sich auf den unterschwelligen Trans-
port von Einstellungen und Werthaltungen.
Die „Dallas"-Lebensmuster werden weltweit
exportiert und gelernt. Wirklich positive Be-
ziehungen unter den Menschen sind in dieser

Fernsehserie — und in vielen anderen —
eher die Ausnahme; man sticht einander aus,
setzt sich über alle Normen hinweg, Neid und
ein brutaler Egoismus mischen sich mit bana-
ler Sentimentalität.
Es sind die langfristigen, durch andauernde
Wiederholung erhärteten Fernsehwirkungen,
die heute in der empirischen Forschung als
tiefreichend, anhaltend und normenbildend
nachgewiesen sind. „Die Botschaft ist klar,



heißt es in einer amerikanischen Forschungs-
bilanz zu über 2 500 Untersuchungen wäh-
rend der letzten zehn Jahre, „die Menschen
lernen vom Fernsehen, und was sie lernen,
hängt davon ab, was sie an beobachtbarem
Verhalten zu sehen bekommen"37).
Der medienkritische Zorn „auf die böse Liebe
des Volkes zu dem, was man ihm antut"38),
empfiehlt angesichts einer solchen Situation
das Madigmachen des Fernsehens und dia-
gnostiziert den Sucht-Charakter des Medi-
ums. Aber die Therapien bleiben aus, und die
humanisierend-aufklärerischen Potentiale
des Journalismus werden nicht erschlossen.
Deshalb kann das Madigmachen keine sinn-
volle Anweisung an die politische Bildung
sein, sondern sie wird sich angestrengt damit
auseinandersetzen müssen, was die Men-
schen vom Fernsehen lernen und wie die Bür-
ger die propagierten Wertvorstellungen in ih-
ren Lebensalltag aufnehmen. Die zahlreichen
Ergebnisse der Wirkungsforschung aus der
Wissenschaft müssen aufgenommen und für
die Didaktik der politischen Bildung stärker
brauchbar gemacht werden.
Die Vertrautheit mit den Sachen und Dingen,
so sagten wir, muß der moralisch-politischen
Urteilsbildung vorausgehen. Der Umgang mit
dem Fernsehen will erlernt sein. Sonst wird
das Medium als solches zur eigentlichen Ge-
walt, es ist die Botschaft, wie Marshall McLu-
han uns eingeschärft hat, und wird zum Ty-
rannen über die Lebensgewohnheiten. Die
Fähigkeit zur Selektivität steht im ABC des
Umgangs mit dem Fernsehen an vorderster
Stelle39).
Fernsehen ist eine neue Sprache, ein Medium
der Verbindung und Verständigung unter den
Menschen, mit dem wir erst seit wenigen
Jahrzehnten vertraut sind. Das Buch und die
Schriftkultur haben eine viel ältere Tradition.
Die Evolution der verschiedenen Kommuni-
kationsformen läßt die anthropologischen

und sozialpsychologischen Konstanten her-
vortreten. Das Fernsehen, Synonym für die
Neuen Medien, wird durch die historische
Perspektive relativiert So ist es ein wichtiges
Bildungsziel, Einsichten zu vermitteln und
Praktiken zu üben, wie der wechselseitigen
Verweisungs- und Ergänzungsfunktion der
verschiedenen Medien und Kommunikations-
formen entsprochen werden kann. Die Kom-
munikationsgeschichte ist eine Geschichte
der Medienkomplementarität

Nur stichwortartig lassen sich weitere Aufga-
ben skizzieren. Das Fernsehen bringt eine
Tele-Realität hervor, deren Logik eine Tele-
Logik ist und deren Kommunikation eine
Tele-Kommunikation ist. Eine Lehre von der
Fernsehwirklichkeit ist erforderlich. Ebenso
ist es bisher kaum zur Ausprägung einer
Fernsehästhetik gekommen. Ob die Technik
die Kunst in ihrer metaphorischen Kraft ein-
zuholen vermag, ist auch eine Anfrage an die
Fernsehpublizistik. Das Ästhetische und das
Ethische stehen in einem Wechselverhältnis.
Kant schreibt in seiner Kritik der Urteilskraft:
„Der Geschmack macht gleichsam den Über-
gang vom Sinnenreiz zum habituellen morali-
schen Interesse ohne einen zu gewaltsamen
Sprung möglich."40)

Das Fernsehen hat nachweislich das politi-
sche Interesse gefördert, aber es hat auch
gleichzeitig die Vorstellungen, was Politik ist
und wer die Politiker sind, merklich verscho-
ben. Irrational durch Information?41) „Ver-
seucht“ das Fernsehen die Denkwelt mit
Pseudo-Informationen? Wie gut, wie schlecht
informiert es die Staatsbürger?42) Die Gren-
zen zwischen verstandener und unverstande-
ner Welt sind fließend im Fernsehen, das
„Eingeständnis bestehender Urteilsunfähig-
keit"43) ist auch ein wichtiges Kapitel politi-
scher Bildung und Information.



2. „Homo sapiens“
in der Computergesellschaft

Mitte der fünfziger Jahre arbeitete ich als
Universitätsdozent an einer Einrichtung, die
man damals in den Vereinigten Staaten zu
den „booming universities" zählte. Der Präsi-
dent war ein Unternehmertyp italienischer
Abstammung und hatte diese Vorstadtuniver-
sität unweit der Metropole New York buch-
stäblich aus dem Boden gestampft. Die Mas-
senexplosion der Studentenzahlen war im
Gange, überall fehlte es an Lehr- und Raum-
kapazitäten; in dieser Not wußte der Präsi-
dent Abhilfe und ließ auf dem Campus mit
einem geschlossenen Fernsehsystem experi-
mentieren. Triumphierend verkündete er,
fortan würden Vorlesungen und Seminare in
die Hörsäle transportiert, ohne daß die „drei-
dimensionale“ Gegenwart einer Lehrperson
erforderlich sei. Die ersten Erfahrungen be-
lehrten uns schon bald eines Besseren. Das
Videosystem konnte das Lehrer-Schüler-Ver-
hältnis auch nicht nur annähernd ersetzen;
die Neuerung erwies sich als kompletter
Reinfall und wurde rasch wieder fallengelas-
sen.
Was war falsch gelaufen? System und Person
sind nicht restlos austauschbar. Das Mittel,
das als „Medium" faszinierte, hatte sich verab-
solutiert. Die Reaktionen der Studenten zeig-
ten, daß „Instructional Television“ kein flä-
chendeckendes Allheilmittel ist, sondern eine
eigene Didaktik erforderlich macht und kom-
plementären Charakter hat Die Methode be-
darf eines eingeübten Nutzungsverhaltens im
Zusammenspiel von Medium, Botschaft und
Lernen. Wir sprechen von der erforderlichen
Medienkompetenz. Die ungewollten Neben-
wirkungen, die sich einstellten, waren auch
nicht genügend durchdacht worden. Im gan-
zen neigte man in den Anfangsjahren des
Fernsehens dazu, sein vermittelndes und bil-
dendes Potential zu überschätzen.
In der „Mediatisierung des Geistes“44) und des
pädagogischen Prozesses sind die Grenzen
sehr eng gezogen. Diese Erkenntnis zeigt sich
auch, wenn heute der Einzug des Computers

in die Schul- und Lernprogramme gefördert
wird. Das Wissen, das der Computer geben
kann, ist keines, das Zwecke, Ordnungen oder
Sinnzusammenhänge zu setzen vermag; das
kann nur der Mensch, wenn er bereits Bil-
dung hat. Die Maschine antwortet nicht und
verantwortet auch nichts. Damit soll nicht ge-
sagt sein, daß der Computer oder die Neuen
Medien als Unterrichtsgegenstände in den
Lehrplänen unerwünscht sind. Die jungen
Menschen müssen mit den Technologien ver-
traut gemacht und zum vernünftigen Medien-
gebrauch angehalten werden. Die Pädagogik
unter den Bedingungen der Breitbandkom-
munikation und angesichts der Entstehung
neuer, individualisierbarer Informationssy-
steme wird „explizit oder zumindest reaktiv
noch stärker Medienpädagogik"45).
Die Herausforderung geht aber noch weiter
und ist von grundsätzlicher Art Die Neuen
Medien sind nicht „irgendeine“ zusätzliche
Komponente der informationeilen Umwelt
des Menschen, sondern der Mensch wird an
einem zentralen Punkt seines Selbstverständ-
nisses berührt, wie Klaus Haefner es be-
schreibt: „Hat die elektro-mechanische Ma-
schine viele Leistungen der menschlichen
Motorik übernommen, so kann die Informa-
tionstechnik breite Flächen der kognitiven
Leistungen des Menschen substituieren, ver-
bessern, erweitern. Was aber bleibt dann als
typisch menschlich?“46)
Die einschneidende Wende, die Haefner dem
bestehenden Bildungssystem abverlangt, soll
auf dem Weg der Entlastung vom „strengen
Denken“ die Kräfte der Phantasie, Kreativität
Menschlichkeit, Lebensfreude und des
Menschsein-Wollens in der anzustrebenden
„Homuter-Gesellschaft" (aus: Homo und Com-
puter) freisetzen47). Haefner ist kein Techno-
krat, ihm geht es um eine fruchtbare Sym-
biose von Mensch und Informationstechnik.
Aber Haefners Ansatz läßt die Frage offen, ob
Denkanstrengungen und Wissenserwerb als
einfachhin entbehrlich gelten können und
sollen, ob sie hingegen nicht den schöpfen-



sehen Prozeß befruchten, ja mit ihm und dem
Menschsein überhaupt identisch sind. Be-
rechnung ist eines, Wissen als ein persönli-
ches und existentielles ein anderes, und hier
gibt es nichts zu verrechnen.

Die uralte Frage nach dem Menschen als
«homo sapiens“ stellt sich heute in der Com-
putergesellschaft in neuer Form. Im Maß der
Freiheit, das wir anlegen, und im Bezug zum
Unverfügbaren, das sich in der Menschen-
würde artikuliert, gewinnen Mensch und De-
mokratie einen archimedischen Punkt, nicht
den Versuchungen des Machbarkeitswahns
zu erliegen.

In dieser Hinsicht sind die kommenden Ent-
wicklungen als ambivalent einzustufen; mit
dieser Ambivalenz der Neuen Medien kön-
nen wir leben. Pädagogisch geht es um einen
bejahend-kreativen Umgang mit den Medien-
technologien als verantwortete Medienkom-
petenz. Den Mut zur Wahlfreiheit der Bürger
müssen wir allerdings aufbringen, denn nur
so können wir aus den Chancen der Neuen
Medien etwas machen; die Akzeptanz legen
wir in die Hand des Publikums. Wir müssen
das Vertrauen, daß die Menschen in der Lage
sind, für sich selbst zu entscheiden, immer
schon voraussetzen, sonst ist alle Erziehung
und Bildung auf persönliche und staatsbür-
gerliche Entscheidungs- und Verantwor-
tungsfähigkeit hin vergebens.

3. Dialogisierung und
Massenkonununikation

Das Argument von der Entwicklung zu größe-
rer Wechselseitigkeit der Kommunikations-
beziehungen durch die Neuen Medien wird
häufig als spekulativ abgetan. Bis in die ein-
schlägige Industrie ist „Dialogisierung“ zum
Schlagwort geworden, und manche glauben
den Begriff damit schon entwertet. Unsere ge-
genwärtige Massenkommunikation ist aber
noch weit davon entfernt, wirkliche „Kommu-
nikation" zu sein. Zutreffender müßten wir
von Masseninformation sprechen; sie verläuft
linear vom Sender zum Empfänger, und die
Feedback-Chancen sind unterentwickelt und
oft überhaupt nicht vorhanden. Das Beunruhi-
gende ist, daß sich kaum jemand darüber be-
unruhigt fühlt und wir uns an den Journalis-

mus der Einbahn-Kommunikation gewöhnt
haben.
Dabei hat es niemals zuvor ein Zeitalter gege-
ben, das den Namen einer Kommunikations-
kultur so sehr verdient hätte wie das unsrige.
Wir haben uns Medien von universaler
Reichweite geschaffen; das Netzwerk ihrer
Verbindungswege läßt den Erdball zum „glo-
balen Dorf“ schrumpfen. Aber die Ergebnisse
sind von paradoxer Natur. Wenn wir Kommu-
nikation ein Beziehungsgeschehen unter
Menschen nennen, „das auf Verständigung
abzielt"48), dann ist zwar die moderne Welt in
überreichem Maße in dieses Beziehungsge-
schehen eingetreten, und es haben sich rie-
sige Industrien gebildet, die mit nichts ande-
rem als „Information" und „Kommunikation"
handeln, aber das Geschehen ist zugleich und
in globalem Ausmaß ein aporetisches geblie-
ben. Das heißt, wir stehen vor derart großen
Schwierigkeiten und Hindernissen, die tech-
nologische Effizienz in eine humane zu über-
tragen, daß sie uns fast unüberwindlich schei-
nen. .Journalismus und Orientierungsver-
lust"49) sind ein Synonym geworden. Ist das
wie ein Schicksal hinzunehmen?
Ein Breitbandnetz, über das gleichzeitig und
parallel Dienste in nahezu unbegrenztem Um-
fang und bester Qualität abgewickelt werden
können, ist im Entstehen. Rein technisch ge-
sehen braucht die Sackgasse der Massenkom-
munikation nicht mehr beim Empfänger zu
enden, dem letzten und schwächsten Glied in
der Kette. Die Kabeltechnik und Breitband-
kommunikation gewährt eine Vielzahl von
Feedback-Chancen und einen sehr speziali-
sierten „Verteiler“ von Informationen.
Die Zielgruppenausrichtung der Produktio-
nen wird zunehmen, die Nahraumkommuni-
kation sich ausbreiten, und mit der Vermeh-
rung der Rundfunkprogramme werden die
Einschaltquoten der einzelnen Sender gerin-
ger ausfallen. Damit werden die Wirkungen
entdramatisiert; insbesondere das Fernsehen
mit seinem „Millionenpublikum" hat bisher
auf viel zu hohem Podest gestanden. Die Vi-
deofilme auf dem häuslichen Bildschirm sind



bereits zum vierten Programm geworden;
viele weitere werden folgen. Öffnung, Mobili-
tät der produzierenden Kräfte und ein ver-
stärkter Wettbewerb sorgen dafür, sich an-
ders als im Gewohnten einzurichten und im-
mer wieder aufs neue jene lebendige Vielfalt
herzustellen, deren Todfeind der Mangel an
produktiven Einfällen ist, nämlich Langeweile
und Einseitigkeit, das Pochen auf Besitzstän-
den, ein Journalismus der „Herren", die das
Sagen haben.

Zwanzig Kanäle sind immer „besser" als zwei
oder drei, wenn wir das Daseinsgesetz von
Zeitung, Film, Funk und Fernsehen in der De-
mokratie, das sich als Angebot der Vielfalt
darstellt, ernst nehmen. Niemand verspricht
sich paradiesische Zustände von der Breit-
bandkommunikation, wo nun jedermann mit
Martin Buber oder Karl Jaspers in den exi-
stentiellen Dialog von „Ich und Du" auf die
elektronische Art eintritt. Mehr Feedback ist
aber schon gewonnen, wenn der einzelne Bür-
ger sich mit seinen Naherfahrungen stärker
einbezogen fühlen kann, wenn er mitberaten,
selbst neue Kommunikation einleiten kann.
Auch in kleinen Gruppen, wo nachbarschafts-
oder gesinnungsbezogene Aspekte ausschlag-
gebend sind, hat der Bürger einen Anspruch
auf Kommunikation. Je näher wir die Mas-
senkommunikation an diejenigen heranbrin-
gen, die sich bisher als „Rezipienten“ einge-
stuft sahen, desto aussichtsreicher ist die Ent-
massung der Verbindungen und Beziehun-
gen.

Dieser Zuwachs an Nähe, Perspektivität und
Vielfalt, an Frage und Antwort, an Privatem
und öffentlichem ist das Entscheidende. Ob
etwa das Fernsehen bessere Programme
bringt, ausgewogener oder nicht, „live" oder
aus der Konserve, perfekt oder improvisiert
ist nicht der wichtigste Punkt, solange nicht
eine bessere Reziprozität zwischen Sender
und Empfänger hergestellt wird und der Ap-
parat nur eingeschaltet bleibt: die Signalwelt
bleibt unverbesserlich anti-kommunikativ.
Wo immer die Technik uns heute die Mög-

• lichkeiten an die Hand gibt, das Gesprächs-
modell in die Massenkommunikation einzu-
führen, da bleibt uns kaum eine Wahl, weil
dieses Modell der Demokratie als ihr Maß
dient.

4. Sag mir, welches Fernsehen du hast

Simone Weil hat ein Buch mit dem Titel „Die
Einwurzelung“ geschrieben und ihm den
ebenso programmatischen Untertitel „Einfüh-
rung in die Pflichten dem menschlichen We-
sen gegenüber" gegeben 50). Vernunft und Mo-
ralität sind die Grundpfeiler, auf denen das
zerbrechliche Haus der Demokratie gegrün-
det ist. Die Einwurzelung der Bürger in dieses
Ethos der Demokratie und ihrer politischen
Kultur, die der Verfasserin als „Einführung" in
die Moralität dem menschlichen Wesen ge-
genüber vor Augen gestanden hat, gehört auf
die Tagesordnung unserer heraufziehenden
Informations- und Kommunikationsgesell-
schaft.
Geht man dem Wortsinn des lateinischen
„communicare" nach, trifft man neben den Be-
deutungen von mitteilen, teilnehmen lassen,
Anteil nehmen, auch: sich beraten und be-
sprechen oder auch: einen Brief- und Gedan-
kenwechsel führen. Person und Dialog sind
die Eckdaten, und das Gesprächsmodell ist
normativ.
Ebenso läßt sich das lateinische „informare“
auf seine humanen Wurzeln zurückführen. Es
bedeutet formen, gestalten, bilden, unterrich-
ten, darstellen, durchaus auch mit der Mög-
lichkeit spezifischer Kunstformen, die für die
Neuen Medien noch ausfindig zu machen
sind.
Die Grundfigur des Gesprächs und das Postu-
lat eines verständigungsorientierten Han-
delns sind für die Demokratie und ihre Me-
diensysteme ein tragendes Fundament und
zugleich deren sinnstiftende Kraft51)- Eine
anti-kommunikative Medienwelt wäre mit
dieser politischen Kultur unvereinbar. Die
Massenmedien dürfen sich nicht zur „Gegen-
gewalt" entwickeln oder aus dem Kontext der
politischen Kultur, von der sie ein Teil sind,
herauslösen.
Die Kulturanthropologie hat den Begriff der
„political culture" an die Politikwissenschaft



weitergegeben. Gabriel A. Almond hat ihn in
seinem Buch „The Civic Culture" begründet52).
Die Kulturanthropologie ist dem Neben- und
Ineinander von Werthaltung, Lebensform,
Glaubenssystem, Ideologie, Persönlichkeits-
struktur und politischem Stil in ihren Frage-
ansätzen nachgegangen und konnte dabei vor
allem in der Analyse der Primitivkulturen die
sozio-kulturellen Integrationsmuster heraus-
arbeiten. Die „cultural patterns" besitzen eine
legitimierende und integrierende Kraft, die
das Ganze zusammenhält und Einheit stiftet.
So dienen die Wertmuster einer Fundamen-
tierung des Systems sowohl im Rationalen als
auch Irrationalen.
Der Begriff der politischen Kultur hat uns auf-
geschlossen zu erkennen, wie sich Geistiges,
Moralisches und Politisches im Demokratie-
gedanken verbindet. Die Massenmedien prä-
gen unsere politische Kultur in entscheiden-
dem Maße, und sie werden das in Zukunft
noch mehr tun. Sag mir, welches Fernsehen
du hast, und ich sage dir, wer du bist... So
verweisen uns die Fragen nach dem Wert-
und Sinngehalt von Politik als einer „res pu-
blica" im Leben des einzelnen auf eine Theo-
rie erfaßbarer politischer Symbole. Hier lie-
gen entscheidende Schnittpunkte von Mas-
senkommunikation und politischer Kultur,
von Fernsehen und politischer Bildung, und

zwar dort, wo nämlich das Kulturelle im An-
thropologischen gründet und es auf den Aus-
tausch von Zeichen in ihrer Symbolhaftigkeit
ankommt, um einen politischen Sinn zu über-
tragen und überhaupt am Zeitgespräch teil-
nehmen zu können.

Die Verhältnisse, in die wir uns mit den Ap-
paraturen bringen, die wir geschaffen haben,
sind ja nicht zwangsläufig. Fernsehen zum
Beispiel kann auch ganz anders sein. Die
Sinnfrage schlägt immer auf den Menschen
zurück, der weltgestaltend tätig ist und Wirk-
lichkeit schafft. Die Medien, die er sich kon-
struiert, sind seine Medien.

Zum Dialog, zur Anerkennung der Freiheit,
meiner eigenen und der des anderen, gibt es
keine Alternativen; sonst verflüchtigt sich al-
ler Sinn. Das Wissen und die Kompetenz, die
im einzelnen für einen „sinnvollen" Gebrauch
der elektronischen Instrumente vermittelt
werden können, brauchen diesen bestimmen-
den Rahmen, der sich für unsere politische
Kultur als das Gesprächsmodell herausstellt.
Die Einweg-Kommunikation durch Dekret,
Kommando oder Bekanntmachung, hat der
Theologe Harvey Cox bemerkt, wird von der
Bibel nicht als der Stil von Propheten, son-
dern von Tyrannen und Unterdrückern be-
trachtet 53).



Wolfgang W. Mickel

Der Begriff der „europäischen Dimension"
im Unterricht

Theoretische Begründungsversuche und Probleme

Die Zustimmung zur europäischen Einigung
kann in demokratischen Gesellschaften auf
Dauer nicht von einer unbestimmten affekti-
ven Zuneigung allein ausgehen, sondern sie
verlangt eine ständige Legitimationszu-
fuhr auf rationaler politischer (Entschei-
dungs-)Grundlage. Dadurch wird sie zu einem
Gegenstand sachlicher Auseinandersetzung
und politischer Bewußtseinsbildung. Es
kommt also letztlich auf die partizipatorische
Einbeziehung der Jugendlichen in den akti-
ven politischen Entscheidungsprozeß, zumin-

I. Vorbemerkung

dest in eine kritische Betrachtung desselben,
an. Daher ist es wichtig, daß die Schüler ihren
europäischen Standort erkennen (lernen) und
darauf vorbereitet werden, ihre Rechte und
Pflichten als Bürger in einem teilintegrierten
Europa wahrzunehmen. Deshalb ist die Ver-
mittlung gemeinschaftsbürgerlicher Kompe-
tenz, die Einübung in Anspruch und Wirk-
lichkeit europäischer Einheit und Vielfalt, die
Stärkung des Willens und der Überzeugung
zur politischen Einigung Europas eine wich-
tige Aufgabe von Unterricht und Schule ).1

II. Die „europäische Dimension" aus der Perspektive
nationaler und supranationaler Organisationen

Die curriculare Repräsentanz der europäi-
schen Einigung soll durch die Behandlung der
.europäischen Dimension“ im Unterricht, wie
sie Europarat und EG-Kommission angeregt
haben (s. u.), gewährleistet werden. Dafür
kommen im Grunde alle Schulfächer und son-
stige schulische Aktivitäten in Frage2). Was
meint der Begriff „europäische Dimension“
konkret, worauf bezieht er sich? Die Festle-
gung seines Inhalts und Umfangs beginnt
mit dem ungelösten Definitionsproblem in
Sachen „Europa“3). Die „europäische Dimen-
sion" sollte eine politisch entwicklungsoffene
wie eine historische und geographische Di-
mension haben. Die Frage stellt sich, ob es
sich dabei um die für ein europäisches Be-
wußtsein oder eine europäische Identität kon-
stituierenden Grundlagen handelt oder ob es
um ein international-konsensuales Set von
Grundkenntnissen und -einsichten über/ in

1) Für die laufende aktuelle Berichterstattung vgl.
die Zeitschrift „Schule in der Europäischen Ge-
meinschaft“ (Informationsdienst für Lehrer), hrsg. v.
Presse- und Informationsbüro der EG, Zitel-
mannstr. 22, Bonn.
2) Ausführlich vgl. W. Mickel, Die „Europäische Di-
mension“ im Unterricht. Begründung, Dokumente,
Vorschläge, Berlin 1984, hrsg. vom Institut für euro-
päische Lehrerbildung der Europäischen Akademie
Berlin, Schriften Nr. IX; H. E. Henkes, Europäische
Zusammenarbeit und Integration in Erziehung und
Unterricht (Schulpartnerschaft), o. O. 1979.
3) Vgl. R.-J. Sattler, Europa. Geschichte und Aktua-
lität des Begriffs, Braunschweig 1971.

den europäischen Einigungsvorgang geht.
Das Ganze ist ein ungelöstes Forschungspro-
blem. Diese Abhandlung geht davon aus, daß,
wie immer man die „europäische Dimension“
definieren mag, sie u. a. im Schulunterricht an
konkreten Inhalten festgemacht werden muß.
Dabei vollzieht sie im Vergleich zu herkömm-
lichen Ansätzen aus mehreren Ländern einen
Perspektiven- und Paradigmawechsel von der



kulturellen zur politischen Dimension. Daher
legitimiert sich ein erster wichtiger Schritt in
der Herausstellung und Akzentuierung vor-
handener sowie desiderater inhaltlicher Ge-
genstände und Ziele, die die europäische In-
tegration (s. u.) betreffen.
Der politischen Sozialisation verhilft die eu-
ropäische Dimension zu einer zusätzlichen
Perspektive. Sie erfordert, daß beizeiten Ba-
sisloyalitäten gegenüber den übernationalen
Institutionen in Gestalt von neuen Solidaritä-
ten, Werten und Normen und Orientierungen
gegenüber supranationalen Organisationen
und Autoritäten größere Chancen im politi-
schen Lernprozeß erhalten. Dies kann am be-
sten über eine subsystemische, persönliche
Betroffenheit erreicht werden, z. B. Arbeits-
kämpfe in multinationalen Konzernen, Bür-
gerinitiativen in grenzüberschreitenden Fra-
gen, die Gastarbeiter und die freie Arbeits-
platzwahl, die Nichtgewährung der Men-
schenrechte, europäische Gemeinschaftspro-
jekte in Sachen Umweltschutz, die gegensei-
tige Anerkennung der Diplome, die Lehr-
lingsausbildung in Europa usw.4).

1. Der KMK-Beschluß „Europa im Unter-
richt"

Der KMK-Beschluß „Europa im Unterricht"
vom . Juni 1978 ist, trotz aller Kritik im ein8 -
zelnen5), insofern für die Schulen bedeutsam
geworden, als eine zunehmende Repräsen-
tanz der europäischen Thematik in Schulbü-
chern6) und Curricula7) zu beobachten ist und

die lange Zeit vorherrschende Distanz offen-
sichtlich abgebaut wird. So hat z. B. der Deut-
sche Philologenverband vom 22. bis 24. März
1979 mit großer öffentlicher Resonanz seinen
— inhaltlich stark auf Fremdsprachen und
Kulturgeschichte zentrierten — Aachener
Europakongreß abgehalten8). Die im KMK-
Beschluß als gemeinsames Minimum aller
Bundesländer angeführten Lernziele lauten:
„— die Bereitschaft zur Verständigung, zum
Abbau von Vorurteilen und zur Anerkennung
des Gemeinsamen unter gleichzeitiger Beja-
hung der europäischen Vielfalt;
— die Entwicklung europäischer Rechtsbin-
dungen im Rahmen der Grundsätze und Ziele
der Europäischen Menschenrechtskonven-
tion und Sozialcharta;

• — die Sicht des nachbarschaftlichen Mitein-
anders und die Bereitschaft Kompromisse bei
der Verwirklichung der unterschiedlichen In-
teressen in Europa einzugehen;
— die Verwirklichung der Menschenrechte,
erstrebenswerte Chancengerechtigkeit sowie
wirtschaftliche, soziale und rechtliche Sicher-
heit und die Freizügigkeit;
— die Wahrung des Friedens in Europa und
in der Welt."
All dies soll auf folgender inhaltlicher Grund-
lage geschehen:
„Es ist notwendig, daß die Schulen Kenntnisse
und Einsichten vermitteln über
— die Besonderheit und die Vielfalt des eu-
ropäischen Raumes;
— die prägenden geschichtlichen Kräfte in
Europa;
— die sozialen und wirtschaftlichen Struktu-
ren in Europa;
— die Entwicklung des europäischen
Rechts-, Staats- und Freiheitsdenkens;
— die Entwicklungen im Sinne der Neuord-
nung und der Integrationsbestrebungen nach
1945;
— die Bedeutung gemeinsamen Handelns
und überregionaler Institutionen zur Lösung
wirtschaftlicher, sozialer und politischer Pro-
bleme;



— die Notwendigkeit eines Interessenaus-
gleichs in Europa;
— die Bedeutung der Zusammenarbeit der
Europäischen Gemeinschaft;
— die Bedeutung der Zusammenarbeit der
Staaten der Europäischen Gemeinschaft mit
anderen Staaten der Welt;
— die Wertvorstellungen und Interessen, die
den Entscheidungen in Europa zugrunde lie-
gen." )9

Die Ernsthaftigkeit ihrer Absichten haben die
Kultusminister in ihrer „Entschließung zur
Europapolitik" auf ihrer Sitzung am 21./22. 4.
1983 im Hinblick auf das Stuttgarter Treffen
des Europäischen Rats im Mai 1983 u. a. wie
folgt bekräftigt:
„Wegen der mangelnden Bewegung in der Eu-
ropapolitik ist ein den europäischen Gedan-
ken betonender und verstärkender Unterricht
an den Schulen zur Zeit in seiner Glaubwür-
digkeit auf die Probe gestellt Solange die eu-
ropäischen Regierungen nicht engere Zusam-
menarbeit und größere Wirksamkeit der
Europäischen Gemeinschaft erreichen, ist
auch den Jugendlichen die Bedeutung des
europäischen Gedankens nur schwer klarzu-
machen (. . .).
Doch aus dem Unterricht über die Geschich-
te, die Entwicklungen, Integrationsbestrebun-
gen, Interessengegensätze und Formen der
Zusammenarbeit kann ein europäisches Be-
wußtsein nur erwachsen, wenn Politik für Eu-
ropa verwirklicht wird (..)10

2. Veranstaltungen und Proklamationen
des Europarats zur Klärung der „europäi-
schen Dimension“

Der Europarat, der infolge seiner ausschließ-
lich konsultativen Funktion keine Entschei-
dungsbefugnisse besitzt und es insofern leich-
ter als die EG-Organe hat, als seine Be-
schlüsse nur Empfehlungen an die heute 21
Mitgliedstaaten darstellen, hat sich frühzeitig
und immer wieder in Empfehlungen und zahl-

reichen Studien11) mit der europäischen Ver-
ständigung befaßt (vgl. die Europäische Kul-
turkonvention von 1954). Allerdings ist er im
Hinblick auf politische Aussagen sehr zu-
rückhaltend, wie nicht zuletzt die Themenli-
ste des von ihm jährlich veranstalteten Euro-
päischen Schulwettbewerbs ausweist.
Die Erziehungsminister des Europarats haben
bereits 1964 eine Resolution über „Civics and
European Education" verabschiedet, worin sie
feststellen:
„Considering, finally, that education in demo-
cratic citizenship is a continuous process,
which should not be confined to a single sub-
ject of the curriculum but should permeate
the whole course of education both inside and
outside the school (...).“
Die Lehrer werden u. a. darum gebeten: w.. to
go beyond a purely static description of Euro-
pean institutions, by explaining their function
in the light of the vital interdependence of
the European peoples and of Europe's place in
the world, and by attempting to bring out the
dynamic aspects of the European Integration
process and the concessions, indeed sacrifi-
ces, that it entails, and the political and cultu-
ral difficulties, even tensions, it may create
(.2). )12

Das Erziehungsministerkomitee des Europa-
rats hat die Bewußtseinsbildung — in Fort-
führung seiner Resolution 64 (11) über „Civics
and European Education“ — zum Gegenstand
seiner Empfehlung Nr. R (83) 4 (,Awareness of
Europe in Secondary Schools") gemacht. In ei-
nem Appendix werden Ziele und Inhalte wie
folgt beschrieben:
„1.3 All young Europeans should be helped to
acquire: (I) a willingness and ability to pre-
serve and promote democracy, human rights
and fundamental freedoms; (II) the knowledge
and skills needed to cope with life in an inter-
dependent world, characterised by diversity
and by constant and rapid change; (III) an un-
derstanding of their common cultural herita-
ge, its contribution to other civilisations, and
the debt which it owes to those civilisations;
(IV) an awareness of the institutions and orga-



nisations set up to promote European co-ope-
ration and a willingness to support their
ideals and activities (...)
3.1 In teaching about Europe, secondary
schools should seek to give a full understan-
ding of the following key concepts: (I) demo-
cracy, (III) interdependence and co-operation;

(IV) human and cultural unity and diversity;
(V) conflict and change." )13

Der Rat für kulturelle Kooperation (CCC) des
Europarats hat diese Linie in einer Reihe von
Konferenzen und Papieren bis heute weiter
verfolgt ) .14

Die Problematik der europäischen Dimension
im Schulunterricht und ihre Anbindung an
die nationale Politik ist besonders deutlich
geworden auf dem vom Europarat (CCC) ver-
anstalteten, durchweg von Regierungsvertre-
tern der 23 CCC-Mitgliedstaaten beschickten
Symposion über Europa in den Curricula der
weiterführenden Schulen in Neusiedl-am-See
(Österreich) 1981 15). Wie von offiziellen Ver-
tretern von anwesenden, disparaten20 Mit-
gliedstaaten des Europarats nicht anders zu
erwarten, wurde — zum wievielten Male auf
einer internationalen Konferenz? — die Ein-
heitlichkeit im (politisch unverbindlichen)
kulturellen Erbe (Teachers „should try to im-
part to their pupils a sense of the cultural
identity of Europe ... 16) und ein Undefiniertes
europäisches Bewußtsein beschworen. Und
man ist überrascht, gleich danach vom Leiter
der Schools Division beim Europarat u. a. zu *

hören: . Programmes of teaching about Eu-
rope should not promote Eurocentric atti-
tudes, but should seek to ensure that young
Europeans have an awareness of global inter-
dependence (...)"17). Ebenso äußerten sich die
Vertreter der World Confederation of Orga-
nisations of the Teaching Profession ).18

Der Hinweis auf die globale Interdependenz
ist so nützlich wie selbstverständlich; unreali-
stisch ist jedoch die Furcht vor übertriebener
Eurozentrizität19), als gäbe es einen globalen
Zugang, der nicht über Europa führt. Ferner
weiß der Fachmann, daß ein „europäisches Be-
wußtsein" ein altes Desiderat ist, dessen Ver-
wirklichung eine Zukunftsaufgabe darstellt,
dessen Inhalte international nicht festgelegt
sind. Die „europäische Dimension“ hat dage-
gen ein eigenes, wenn auch noch nicht inhalt-
lich genau festgelegtes Erziehungsziel (sie ist
nicht mit der von der UNESCO angestrebten
Erziehung zur internationalen Verständigung
gleichzusetzen)20).
Deshalb klingt es utopistisch, wenn an ande-
rer Stelle des Konferenzberichts gleich auf
den (politisch und juristisch nicht verifizierba-
ren) „Weltbürger" abgehoben wird.
Dennoch sind die Aussagen der Arbeitsgrup-
pen in ihren Nuancen interessant Während
die Französisch sprechende Gruppe formu-
liert: „Europe is above all a cultural area (...)
Recently, there has been a tendency for it to
acquire a certain political identity, although
the concept of Europe means more than just
its present political institutions" und als The-
men für eine interdisziplinäre schulische Be-
handlung nur Umweltverschmutzung, Bevöl-
kerung(sentwicklung), Tourismus, Drogen auf-
zuführen weiß (was vom Berichterstatter Da-
vid Peacock als positiv im Sinne des Europa-
rats gewürdigt wird, indem diese Gruppe da-
für plädierte, allen jungen Europäern sollte
,X 1) an understanding of the common heritage
shared by all Europeans; (2) an understanding
of Contemporary European attempts at co-
operation and Integration; (3) an understan-
ding of Europe's past and present relations



with the rest of the world" vermittelt werden
_ ein verwirrendes Programm für die Länder
von der Türkei über Zypern, Malta, EG bis
nach Finnland—, nennt die zweisprachige
(englisch-französische) Arbeitsgruppe (unter
dem Vorsitz des Vertreters der Bundesrepu-
blik) „certain specific European essentials",
darunter w(I) to what extent does the subject
(or topics within a subject) reflect diversity on
a regional/national scale or uniformity and
identity in Europe? (II) to what extent does
the subject reflect typical European responses
to challenges in specific fields, e. g. political
Systems, religious and philosophical thought,
scientific development? (III) to what extent do
the notions and values of the subject reflect a
European way of thinking? (IV) to what extent
does the subject acknowledge the necessity of
finding common European Solutions to over-
riding regional or global problems?")21

In diesen dezidiert politischen Forderungen
ist m. E. ein fruchtbarer Ansatz für eine Wei-
terentwicklung zu sehen. Diese wurde von
der — nichtoffiziellen — Brighton Confe-
rence 1982 (s. u.) versucht. Im Jahre 1983 ha-
ben sich zwei oberste politische Gremien des
Europarats u. a. mit Fragen der europäischen
Dimension befaßt. Die Parlamentarische Ver-
sammlung formulierte in ihrer „Resolution
807 (1983) on European Cooperation in the
field of ecudation" (19. Sitzung am 3. 10. 1983):
«The Assembly,
4. Recognising the fundamental importance
of education for the transmission of the va-
lues of democratic Western society and for
the preparation of future citizens;
7. Wishing to see education play a more deci-
cive role in developing in young people:
I. a sense of civic responsibility;
II. tolerance, such as intercultural understand-
ing and rejection of political and other forms
of violence;
III. appreciation of manual as well as intellec-
tual skills;

IV. recognition of equality between the
sexes;
V. scientific and technical literacy, as well as a
critical understanding of the media;
21) In:

VI. cultural creativity."
Es ist nicht zu übersehen, daß die Festlegung
auf die Werte der westlich-demokratischen
Gesellschaften und die Verpflichtung zu 
staatsbürgerlicher Verantwortung nicht spe-
zifiziert, dagegen in einen allgemeinen kul-
turellen Rahmen eingebettet werden22). Dies
gilt auch für die „Resolution No. 2 on Euro-
pean Cooperation on education" (Doc. 5138)
der Ständigen Konferenz der Europäischen
Erziehungsminister, die sie auf ihrer (13.) Sit-
zung in Dublin (10.—12. 5. 1983) verabschiedet
haben. Danach ist eine beständige und inten-
sivierte internationale Kooperation u. a. auf
dem Gebiet der „education for democratic citi-
zenship" (7.II) notwendig. In einem Diskus-
sionspapier zu dieser Resolution wird ein
Versuch zur inhaltlichen Klärung dieses Pro-
grammsatzes vorgenommen:
„The concept of ,civic education', which was
seldom given serious weight in the Curricu-
lum, is being replaced by more general con-
cepts now being advocated in the area of
teaching about rights and responsibilities —
social education, political education, and life
skills’. These could cover many of the
areas ..., such as personal development, inter-
personal transactions, use of leisure, cultural
values, rights and practical skills (e. g. health
education and nutrition, road skills, typing,
media education)."23)
Obwohl der Europarat (CCC) eine theoretisch
orientierte edukative Politik entwickelt hat,
ist die praktische Umsetzung gering geblie-
ben, ist von den 21 disparaten Mitgliedstaaten
(respektive 23 Mitgliedern des CCC) eine ein-
heitliche sektorale Politik derzeit nicht zu er-
warten.

3. Bemühungen der EG zur Formulierung
einer „europäischen Dimension“

Die EG-Kommission — damals unter Feder-
führung von Kommissar Ralf Dahrendorf —
hat durch den von ihr in Auftrag gegebenen
und publizierten sogenannten Janne-Bericht'



„Für eine gemeinschaftliche Bildungspolitik“
(1973) auf die Notwendigkeit einer „in den Un-
terricht einzuführenden europäischen Dimen-
sion" hingewiesen:

„Das Gefühl politischer, gesellschaftlicher und
kultureller Zusammengehörigkeit kann sich
bei den Europäern nicht mehr länger auf das
eigene Land beschränken, wenn ein Teil der
nationalstaatlichen Attribute auf die Gemein-
schaft übergegangen sein wird: die an das
Staatsgebiet gebundenen Befugnisse im Zuge
des Grenzabbaus, die Entscheidungsbefug-
nisse durch Übertragung an supranationale
Einrichtungen, die Rechtsprechung durch die
Schaffung überstaatlicher Gerichtsbarkeiten,
das Niederlassungsrecht durch seine Euro-
päisierung usw. Kann man sich daher weiter-
hin der Erkenntnis verschließen, daß auch das
Bildungswesen nach Möglichkeit eine euro-
päische Dimension haben muß?

Hier sind wir auf zwei hemmende Faktoren
gestoßen:

— das traditionelle Festhalten am histori-
schen Nationalbegriff;

— die Furcht vor dem Entstehen eines euro-
päischen Nationalismus, einer neuen .Groß-
macht-Ideologie' (...).

Auf Gemeinschaftsebene werden deshalb die
nachstehenden Aktionen vorgeschlagen:

— Bereicherung der Lehrstoffe durch eine
hinreichend große Zahl von Beispielen (...)
zur besseren Kenntnis Europas und der übri-
gen in der Gemeinschaft zusammengeschlos-
senen Völker (...).

— Ersetzung der rein ereignisbezogenen Ge-
schichte durch das Studium der .großen Strö-
mungen, der Entwicklung der Wissenschaf-
ten, der Techniken und der Arbeit, des
Rechtswesens und seiner Institutionen, der
Ernährung (einschließlich der Hungersnöte),
des Gesundheitswesens und der Heilkunde
(einschließlich der Volksseuchen), der Philo-
sophie und der Religionen, der politischen
Ideen, der Kultur und der Künste.

— Benutzung des Erdkundeunterrichts zur
Überwindung der nationalen Grenzen und
zur Hervorhebung der Relativität der Unter-
schiede bzw. der Ähnlichkeit zwischen den

einzelnen Menschengruppen; positive Ein-
flüsse der Grenzbezirke.
— Einführung eines sprachkundlichen Unter-
richts, durch den vorwiegend die gemeinsa-
men Strukturen der europäischen Sprachen
hervorgehoben werden sollen.
— Behutsame und schrittweise Erziehung zu
einem europäischen .Bürgersinn', der sich im
wesentlichen auf die gemeinschaftlichen
Praktiken und Einrichtungen, auf den Plura-
lismus und die Demokratie zu stützen haben
wird“24).
Im EG-Aktionsprogramm im Bildungsbereich
vom 9. Februar 1976 zielen die Bildungsmini-
ster u. a. darauf ab, w.. der Erfahrung der
Lehrkräfte und der Lernenden an Grundschu-
len und Sekundarschulen in der Gemein-
schaft eine europäische Dimension zu ver-
leihen". Zu diesem Zwecke „fördern und orga-
nisieren die Mitgliedstaaten (...) schulische
Veranstaltungen europäischen Inhalts" und
die „Zusammenarbeit auf Gemeinschafts-
ebene wird sich in diesen Bereichen unter
Berücksichtigung der Tätigkeiten und Erfah-
rungen der Mitgliedstaaten entwickeln“25).
Von spürbarer Bedeutung für die Förderung
internationaler didaktischer Studien wurde
— nach einer vorausgegangenen Diskussion
über eine europäische Gemeinschaftskunde
im Europäischen Parlament am 14. März 1978
— die Mitteilung der EG-Kommission an den
EG-Ministerrat „Unterricht mit europäischen
Bildungsinhalten: Die Europäische Gemein-
schaft als Unterrichtsgegenstand an den
Schulen der Mitgliedstaaten“ vom 8. Juni 1978
(am 27.6. 1980 von den EG-Bildungsministern
beraten, aber infolge des Dissenses über die
Zuständigkeit der Römischen Verträge für
die Bildungspolitik nicht verabschiedet26), er-
__________



gänzt durch die Mitteilung der Kommission
an den Rat über den „Sprachunterricht in der
Gemeinschaft" vom 22.6. 197827)). Nach einer
ungewöhnlich deutlichen Kritik an der Situa-
tion des Unterrichts über Europa in den mei-
sten EG-Ländern betreffen die wesentlichen
Inhalte:

2)9 Kommission der EG, Unterricht mit europäi-
schen Bildungsinhalten (Anm. 26), S. 3 u. 5.
30) In: Integration, März 1984, Sonderheft 84, S. 35.
30) Cf. Standing Conference of European Ministers
of Education, 13th Session, Dublin, 10—12 May
1983: European Cooperation on Education. Activi-
ties of UNESCO, OECD, The Council of Europe,
The European Communities and the Nordic Coun-
cil of Ministers, Doc. M ED-13-7.

.Das Unterrichtsfach selbst sollte während
der gesamten Schulzeit die folgenden drei
Hauptbereiche umfassen:
9. a) Die Gemeinschaft in ihrem europäischen
Zusammenhang: historische und politische
Zusammenhänge, die zur Gründung der Ge-
meinschaft führten; Ziele der Gründer; die
Rolle der Gemeinschaft im Verhältnis zu an-
deren Regierungsebenen (kommunal, regio-
nal, national); die Gemeinschaft als Rahmen
für gemeinsame Aktionen, bei denen die
menschlichen, kulturellen und nationalen Ei-
genheiten gewährt bleiben; Beziehungen zu
anderen Ländern und Gebieten Europas.
b) Tätigkeiten der Gemeinschaft; ihre Befug-
nisse und Entscheidungsmechanismen; insti-
tutioneile Entwicklungen (einschließlich Di-
rektwahlen) und ihre Auswirkungen; wichtig-
ste Leistungen und Probleme der Gemein-
schaft; Auswirkungen auf das Leben ihrer
Bürger; Probleme ihrer künftigen Entwick-
lung.
c) Die Gemeinschaft in weltweitem Rahmen;
Beziehungen zu den Supermächten, anderen
Industriestaaten und Entwicklungsländern;
ihre Rolle in bezug auf die Vereinten Natio-
nen und sonstige internationale Organisatio-
nen; Vergleich mit anderen regionalen Grup-
pierungen.

*

15. Ausgangspunkt für einen ernst zu neh-
menden Versuch, die in diesem Zusammen-
hang anstehenden Fragen zu lösen, müßte
nach Ansicht der Kommission eine gemein-
same Handlungsstrategie auf einzelstaatli-
cher und Gemeinschaftsebene sein.
16. Diese Strategie sollte hauptsächlich fol-
gendes umfassen:
a die systematische Förderung der Einbezie-
hung des Unterrichts über die Europäische
Gemeinschaft in die Lehrpläne aller Schulen
der Mitgliedstaaten;
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b) ein gemeinschaftliches Lehrplanentwick-
lungsprogramm, mit dem Ziel, für den Unter-
richt über die Europäische Gemeinschaft an
den Schulen neue Methoden auszuarbeiten
und sie in einer Reihe von Modellversuchen
zu erproben;
c) Förderung und Entwicklung von Pro-
grammen für die Grund- und berufsbeglei-
tende Lehrerbildung zur Vorbereitung auf
den Unterricht über die Gemeinschaft in al-
len Mitgliedstaaten und Unterstützung der
Arbeit der Lehrerbildungsanstalten, die sich
auf diesem Gebiet spezialisieren;
d) Versorgung mit Hilfseinrichtungen und
Lehr- und Lernmitteln, um Lehrer, die über
die Gemeinschaft unterrichten, mit dem nöti-
gen Rüstzeug auszustatten;
e) Einbeziehung des Unterrichts über die Ge-
meinschaft als Bestandteil der vom Bildungs-
informationsnetz der Gemeinschaft geleiste-
ten Arbeit“ )28

Das Europäische Parlament hat die institutio-
nelle Notwendigkeit einer Erziehung zur eu-
ropäischen Identität anerkannt Im „Entwurf
eines Vertrages zur Gründung der Europäi-
schen Union" vom 14. Februar 1984 wird dem
Bildungswesen und der Forschung u. a. die
Aufgabe gestellt, „einen Rahmen zu schaffen,
der den Bürgern zum Bewußtsein einer eige-
nen Identität der Union verhilft“ (Art 60)29).

Auffallend ist die mangelnde begriffliche Ein-
grenzung der Formel von der „europäischen
Dimension“. Ihre Allgemeinheit hängt mit
den verschiedenartigen integrationspoliti-
schen Positionen der einzelnen Länder wie
der supranationalen Organisationen30) zu-
sammen.

Immerhin enthält die „Feierliche Deklaration
zur Europäischen Union“ der EG-Staats- und
Regierungschefs (Gipfelkonferenz des Euro-
päischen Rats in Stuttgart) vom 19. Juni 1983
in ihrem Abschnitt über die kulturelle Zu-



sammenarbeit (3.3) die Forderung nach
,,eine(r) Verbesserung der Kenntnisse über die
anderen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft
und eine bessere Unterrichtung über die Ge-
schichte und Kultur Europas im Hinblick auf

die Förderung eines europäischen Bewußt-
seins“31)- Neben den notwendigen landes-
kundlichen Kenntnissen wird hier das Euro-
pabewußtsein als (unpolitische) kulturell-hi-
storische Dimension postuliert.

38) Cf. I. Goodson, European Cooperation in Educa-
tion: historical background and Contemporary ex
perience, in: European Journal of Teacher Educa-
tion, 5 (1982) 1—2, S. 19—28, hier S. 25; V. McGiv-
ney (Ed.), The European Dmension in the 10—10
Curriculum. Conference Report (Brighton 6—10

December 1982), London 1983, S. 7.

III. Die multinationale Interpretation der „europäischen Dimension"

Eine Belastung für ein konsensuales Ver-
ständnis der „europäischen Dimension" bildet
das unterschiedliche Interesse einiger EG-
Staaten an der aktiven Vermittlung der euro-
päischen Einigungsfrage im Unterricht, die im
Extremfall des englischen Schulsystems vom
lokalen Headmaster oder von der Einstellung
der Elternschaft der Einzelschule bestimmt
wird. Für manche Staaten bedeutet „europä-
isch“ nicht mehr und nicht weniger als das
überkommene „international"32). Dem steht
der dringende Wunsch anderer EG-Mitglie-
der sowie vieler nongouvernementaler Orga-
nisationen wie dem Europäischen Erzieher-
bund33) und der Europäischen Bewegung ge-
genüber, eine (minimale) Vergleichbarkeit des
europäischen Schulwesens und seiner Inhalte
besonders im zentralen Bereich des core Cur-
riculum herzustellen ). Dagegen ist es unver34 -
ständlich, daß die World Confederation of Or-
ganisations of the Teaching Profession in ih-
rem Text über „European Studies“35) den Un-
terricht auf reine Information der Schüler be-
schränkt sehen möchte und einigungspoliti-
sche Lernziele strikt ablehnt. Demgegenüber
betonte die Kommission der Sozialistischen
Lehrer, die einen Beraterstatus bei der Konfö-
deration der Sozialistischen Parteien in der
EG hat, im Mai 1980, daß die Probleme von
Frieden und Sicherheit, Umwelt, Energie und
Arbeitslosigkeit nur im europäischen Rahmen
gelöst werden können. Auf Anregung dieser
Kommission beteiligt sich das European Cur-
riculum Network36) im Schuljahr 1984/85 an
einem Curriculumprojekt „Europäische Di-
mension im Unterricht der S II".
Nicht zuletzt ist auf das englische Kuriosum
des jeder theoretischen Grundlage entbeh-
renden Schul- und Universitätskurses „Euro-
pean Studies" zu verweisen, wobei es sich —

etwa im Gegensatz zu den schottischen „Con-
temporary Social Studies" — um eine vorwie-
gend institutionenkundliche Beschäftigung
(„political literary") mit „Britain and Europe"
oder Weltproblemen auf historischem und
geographischem Hintergrund handelt).
Fremdsprachenkenntnisse werden nicht un
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-
bedingt verlangt. Der Kurs galt bisher als
Ausweichmöglichkeit für weniger begabte
Schüler und Studenten38). Eine entspre-
chende Analyse über „Europe and World Stu-
dies" in Großbritannien weist demgemäß
nach, daß z. B. in den Prüfungspapieren ver-
schiedener Prüfungsbehörden „Europa“ sehr
weit gefaßt wird und sich vornehmlich auf
Osteuropa konzentriert, während Westeu-
ropa und die EG-Staaten nur lückenhaft prä-



sent sind. Dagegen nehmen länderübergrei-
fende Themen wie Menschenrechte, Frieden,
Umwelt, „die Welt" einen breiten Raum
ein39).
Die Diskrepanz zwischen der insulareuropä-
isch-britischen und der kontinentaleuropäi-
schen — besonders der deutschen, belgischen
und niederländischen — Auffassung von der
„europäischen Dimension“ hat sich auf der
von der EG-Kommission geförderten, vom
London Schools Council und der European
Schools Unit der Universität Sussex veran-
stalteten internationalen Konferenz über „Eu-
ropean Dimensions in the 10—16 Curriculum"
vom 6. bis 10. Dezember 1982 in Brighton er-
neut gezeigt. Dies geht aus dem — internatio-
nal zwar nicht konsensfähigen, aber vieldis-
kutierten — unter starkem Einfluß des Ver-
fassers zustande gekommenen Papier der Ar-
beitsgruppe I über die europäische Dimension
in den Unterrichtsfächern und deren Curri-
cula hervor. Es komme darauf an:

„Aims:...

(a) to make pupils aware of the Strategie and
political importance of Europe in the World,
i.e. Europe has a significance and meaning in
unity which it does not have as separate na-
tion States;
(b) to make pupils more politically aware and
informed so that they are ready, able and
willing to make rational, as opposed to emo-
tional decisions about the future of Europe
through the democratic processes;
(d) to make pupils aware that the concept, or
definition, of Europe is open-ended and
problematic because it not only has a spatial
but also a developmental dimension to it It is
a continuing story of which they are a part,
and pupils should thus be able to evaluate the
different concepts and policies involved in
European Integration; (...)

Objectives: ,..

(a) in the cognitive domain some examples
might be that pupils should have a knowledge
and understanding of: — the similarities and

differences in European (I) languages; (II) en-
vironments; (III) historical backgrounds; (IV)
socio-economic conditions; and (V) political
and cultural traditions and present condi-
tions.

(b) In the affective domain pupils should be
conscious of: (I) belonging to a Community
that subscribes to the importance of similar
values, e. g. truth, justice, human rights, peace
and democracy etc; (II) a need to consider
their own position in relation to such con-
cepts and values." )40

Die politische Akzentuierung der europäi-
schen Integration und Solidarität wurde nicht
von allen Ländervertretern — aus allgemein-
politischen Gründen und infolge eines unter-
schiedlichen Verständnisses von politischer
Schulbildung — geteilt. Konsens herrschte
über die dringende Notwendigkeit einer Zu-
sammenarbeit zwischen den europäischen
Staaten im Hinblick auf die Vorbereitung jun-
ger Menschen auf ihre künftige Rolle als er-
wachsene Bürger in Europa, nicht zuletzt als
eine durch die Jugendarbeitslosigkeit be-
wirkte internationale Herausforderung. Da-
nach sollen alle jungen Europäer eine Erzie-
hung zu Europa erhalten. Sie sollen sich über
die Interdependenz der Probleme in allen
Staaten und schließlich unter der ganzen
Menschheit bewußt werden. Bei der Konkre-
tisierung solch allgemeiner Postulate wurden
die nationalen Unterschiede wieder evi-
dent41)-

1. Der Integrationsbegriff als Basiskonzept
einer „europäischen Dimension"

Aus dem Gesagten empfiehlt sich der Integra-
tionsbegriff42) als Basiskonzept; denn die Her-

4) Ebd. S. 45 seq.; vgl. Europäische Akademie Ber-
lin (Hrsg.), Lernziel: Der mündige Bürger. Politische'
Bildung in den Schulen der zehn EG-Mitgliedslän-
der, Berlin 1982 (Schriften Nr. V); Lionel Elvin (Ed.),
The Education Systems in the European Communi-
ty. A Guide, Windsor 1981; F. Karasek, Zusammen-
arbeit in Europa und Erziehung zu Europa, Wien
1981. Vgl. Europäisches Parlament, Entschließung
zu den Europäischen Schulen, 7. Juli 1983, ABI. der
EG vom 12. 9. 83 Nr. C 242/81.
42) Vgl. H. Schneider, Leitbilder der Europapolitik
1: Der Weg zur Integration, Bonn 1977.



ausarbeitung der „europäischen Dimension“
soll letztlich die kenntnis- und bewußtseins-
mäßigen Voraussetzungen für eine europäi-
sche Integration schaffen. Dem liegt die An-
nahme zugrunde, daß die zunehmende Inter-
dependenz zwischen den europäischen Staa-
ten und ihrer Rolle in der Welt eine politi-
sche Realität darstellt, die im Unterrichtspro-
gramm eine gebührende Beachtung finden
sollte. In einem problemlösenden Verfahren
sollen sich die unterrichtlichen Bemühungen
u. a. darauf richten,

— die engen Verflechtungen der Volkswirt-
schaften innerhalb des europäischen Systems
transparent zu machen;

— den Grad der Einbindung des Individuums
in die europäische Integration sichtbar zu ma-
chen;

— die politischen, wirtschaftlichen und sozia-
len Prozesse in Westeuropa vom Standpunkt
europäischer Einigung rational erkennbar zu
machen;

— die Europäische Gemeinschaft als ein Ent-
scheidungssystem klarzumachen, das der In-
formation, Kontrolle und Partizipation seiner
Bürger (z. B. bei einer Direktwahl) bedarf;

— die Bürger auf spezifische Formen der eu-
ropäischen Einigung vorzübereiten und sie
auf eine längerfristige Entwicklung, z. B. zur
Europäischen Union hin, zu orientieren43).

„Integration“ wird — in der Nachfolge der
Staatsrechtler Smend und Heller — so zum
Schlüsselbegriff für politische, ökonomische,
soziale usw. Verständigung, Zusammenarbeit,
Verflechtung und Vereinigung zwischen
Staaten. Sie wird anhand von theoretischen
Konzepten zu fixieren versucht, die teilweise
mit realen europolitischen Bemühungen par-
allel laufen. Letztlich handelt es sich um die
Zusammenführung von nationalen Politikbe-
reichen in supranationale, mit übernationalen
Befugnissen ausgestattete organisatorische
Strukturen einer bisher noch nicht bekannten
und erprobten Qualität unter der Herrschaft
des internationalen Rechts. Integration zwi-

sehen Staaten hängt davon ab, ob ein wirksa-
mer Interessenausgleich herbeigeführt wer-
den kann, ob die Staaten bereit sind, Souverä-
nitätsrechte aufzugeben. Fortschritte beruhen
auf dem Konsens der nationalen Regierun-
gen, Parlamente und Parteien, in ihrem Wil-
len zur internationalen und intergouverne-
mentalen Kooperation oder Koordination. So-
lange jedoch der Nationalstaat alleiniges
Orientierungsfeld und Legitimationsbasis für
politisches Handeln von Bevölkerung und Re-
gierung ist, ist die Durchsetzung integrations-
politischer Ziele und Maßnahmen schwierig.

Darüber hinaus wird in der EG wieder mehr
die abgestufte und die differenzierte Integra-
tion diskutiert. Sie würde integrationstech-
nisch zwischen reichen, integrationsgeeigne-
ten Ländern und armen, weniger geeigneten
Ländern unterscheiden und letztlich zu einem
Kerneuropa mit einigen Annexen führen. Ein
stabiles Gleichgewicht ist jedoch nur in ei-
nem Rahmen der Gleichberechtigung zu er-
reichen. Dazu sind politische Organe der ge-
meinsamen Willens- und Entscheidungsbil-
dung sowie ein unverzichtbares Maß an ge-
meinsamen (Grund-)überzeugungen notwen-
dig.

2. Der international-politische Ansatz der
Lernziele

Im Sinne des angedeuteten international-poli-
tischen Ansatzes sollte die europäische Eini-
gungsthematik als weitere allgemeine Lern-
ziele beachten:

— das Erkennen der globalen Interdepen-
denz der Staaten als wesentliches Merkmal
internationaler Politik, unter Berücksichti-
gung des Dualismus von wechselseitiger Ab-
hängigkeit einerseits und dem Beharren auf
nationalstaatlichen Essentials andererseits.
Solidarität und Kooperation sollen als neue
Elemente und Grunderfordernisse einer künf-
tigen Staatenordnung erkannt werden;

— die Fähigkeit, die Interessenlage der Ein-
zelstaaten und der Staatengemeinschaft zu
analysieren und zu bewerten;



— die Fähigkeit zur Analyse und Bewertung
der politischen, ökonomischen und sozialen
Komponenten der europäischen Integrations-
politik;

_ die Fähigkeit zum Erkennen und Be-
schreiben von Funktionsschwächen der euro-
päischen Einzelstaaten wie des Systems der
europäischen Integration;

— die Fähigkeit, die wichtigsten Zielkon-
flikte zu beschreiben und Prioritäten bei ihrer
Lösung zu begründen, z. B. den Zielkonflikt
zwischen dem politischen Interesse der Bür-
ger an einem Höchstmaß an demokratischer
Mitbestimmung und dem Ziel der politischen
Integration;

— die Fähigkeit und Bereitschaft, das Pro-
blem der Zukunft der europäischen Einigung
auch aus der Perspektive der europäischen
Nachbarländer zu betrachten, auch solchen,
die nicht aktiv daran teilnehmen (können).

Dazu gehört a) im kognitiven Bereich die
Kenntnis und das Verständnis der Gemein-
samkeiten und Unterschiede in Europa in den
Sprachen, der Umwelt, dem historischen Hin-
tergrund, den sozio-ökonomischen Bedingun-
gen, den politischen und kulturellen Traditio-
nen und den gegenwärtigen Verhältnissen;
b) im affektiven Bereich das Bewußtsein der
Zugehörigkeit zu einer größeren (Staaten-)
Gemeinschaft mit einem ähnlichen Wertsy-
stem von Wahrheit, Gerechtigkeit, Men-
schenrechten, Frieden, Demokratie usw.

Systematisch betrachtet haben Wissenser-
werb und Bewußtseinsbildung ihren legiti-
men Ort vor allem im Schulunterricht44)
(ferner in der außerschulischen Jugendar-
beit45) und in der Erwachsenenbildung46)).

4)4 Vgl: K. Winter, Das europäische Bildungswesen
im Prozeß seiner Internationalisierung, Weinheim
1980; W. W. Mickel, Föderalistische Bildungspolitik
in Europa, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 50/
74. S. 19—39.
4)5 Für die Grundlagen einer Europa-Didaktik vgl.
W. W. Mickel, Europäische Einigungspolitik, Bd. I:
Didaktischer Aufriß, Neuwied/Rh. 1974; G. Renner,
Europa im Unterricht der S I. Didaktische Einfüh-
rung und Unterrichtsvorschläge, Bonn 1979; C. Ha-
gemann (Hrsg.), Europa im Unterricht. Bibliogra-
phie, Bonn 1982; A. Bruneel, Europa in der Primar-
schule. Bericht, Strasbourg 1983 (CCC); G. Maier,
Anmerkung zum Europagedanken, in: Lehren und
Lernen, 10 (1983) 4, S. 36—51; J. Rusch, Ansätze
einer Europäischen Bildung. Leitvorstellungen und
Umsetzungsbemühungen, in: Erziehen heute, 34
(1984) 1, S. 3—11; W. Schauerte, Europäische Inte-
gration und Politische Bildung. Ein theoretischer
und empirischer Beitrag zur Motivation und zur
Formulierung didaktischer Modelle in der europäi-
schen Einigung, Diss. Bonn 1981; eine wichtige
wirtschaftspolitische Dimension wurde in der
gründlichen Habilitationsschrift von Heinrich
Meyer (Europäische Verbrauchererziehung. Be-
standsaufnahme und curriculare Konzeption,
Frankfurt 1983) herausgearbeitet; Europäische Aka-
demie Berlin (Ed.), Teaching about Europe in Voca-
tional Education, Berlin 1983 (Schriften Nr. VII); W.
Zöllner, Europa in der Schule. Anmerkungen und
Anregungen, in: Westermanns Päd. Beiträge, 31
(1979), S. 265-—270; Was ist Europa? Handreichung

4) Vgl. W. W. Mickel, Europa im Unterricht
(Anm.5), S. 3—19.

50 Vgl. K. Borcherding/R. Eppinger, Deutschland-
politik und Europapolitik als Auftrag für die
Jugendarbeit, in: Politik und Kultur, 9 (1982) 5,

Dieser Tatsache wird von den meisten west-
europäischen Staaten insoweit Rechnung ge-
tragen, als sie die Inhalte und Strukturen ih-
res Schul- und Bildungswesens generell auf
internationale Kooperation und Verständi-
gung ausgerichtet haben47). Auf die (interna-
tionalen) didaktischen Probleme kann hier
nicht eingegangen werden48).

Generell sollen gemeinsame Denkstrukturen
zu internationalen und interkulturellen The-
men mit Hilfe der kategorialen Analyse49)
entwickelt und nationale Wahrnehmungsmu-
ster relativiert werden. Die dazugehörigen
Fragen zielen auf eine multinationale Beant-
wortung. Was denken z. B. Franzosen, Grie-
chen, Belgier über die Erweiterung der
Rechte des Europäischen Parlaments, über
die Europäische Union usw.? Das pädagogi-
sche Ziel besteht in der Erziehung zum „Bür-
ger in der Gemeinschaft" (KMK-Beschluß
1978, s. o.)50), dessen nationale Identitäten und



Loyalitäten inhaltlich und verhaltensmäßig
um eine europäische Komponente erweitert
werden sollen. Hier stoßen wir — in multina-
tionaler Einschätzung — auf Grenzen; denn
in manchen EG-Staaten (vor allem in Däne-
mark, Frankreich, Griechenland, Großbritan-
nien, Irland) ist — im Gegensatz zur Bundes-
republik Deutschland, Italien51) und den Be-
neluxstaaten — eine solche Erziehung poli-
tisch nicht durchgängig erwünscht52), was
sich an der defizitären Repräsentanz des Inte-
grationsthemas in den Curricula, in den
Schulbüchern und damit im Unterricht selbst
belegen sowie an der Politik der betreffenden
Regierungen ablesen läßt „Gemeinschaftlich-
keit" wird als Unterrichts- und Verhaltensziel
nicht ausgewiesen, eher noch das „europäi-
sche Bewußtsein" (vgl. Erziehungsminister des
Europarats, Empfehlung Nr. R (83) 4, s. o.) im

5) Vgl. H. Kästner, Nationale Perspektiven der Er-
ziehung zum Gemeinschaftsbürger, in: W. Weiden-
feld (Hrsg.), Die Vermittlung der europäischen Eini-
gung in Schule und Massenmedien, Bonn 1981, S.
9—17.

Sinne rationaler Beschäftigung mit der je ei-
genen nationalen Situation im europäischen
Kontext Infolgedessen ist länderspezifisch zu
unterscheiden zwischen einer Bildung über
Europa (als Teil des tradierten klassischen
Bildungskanons besonders der weiterführen-
den Schulen), einer Bildung in Europa (unter
Betonung der nationalstaatlichen Geschichte 
im europäischen Zusammenhang) und
schließlich einer Bildung für Europa (Erweite-
rung nationaler Strukturen durch ein europäi-
sches Bewußtsein und eine europäische Iden-
tität)53). Zu ergänzen wäre die Bildung durch
Europa (instrumentell-pragmatisch durch Rei-
sen, Austausch, Schul- und Städtepartner-
schaften, Beschäftigung mit aktuellem auslän-
dischen Material wie Zeitungen, Prospekten,
Besuch von Familien, Ausstellungen, Vorträ-
gen usw.).

IV. Schlußbemerkung

Ein Programm zur Verwirklichung der „euro-
päischen Dimension“ im Unterricht sollte die
aktiv-partizipatorische Integration der Ju-
gend in die europäische Politik zum Ziele ha-
ben. Dies ist ein aus der Tatsache, daß vor
allem die EG sich als ein regionales und glo-
bal-interdependentes System (teil-)etabliert
hat, resultierendes unerläßliches Desiderat
Es handelt sich generell um das Problem der
(defizitären) kommunitären Mitentschei-
dungsrechte der Bürger in Europa. Ihnen
müßte eine dezidierte, westeuropäisch ver-
bindliche Konzeption des angestrebten Euro-
pa-Modells vorausgehen; die Staaten müßten
zur tatsächlichen Kooperation und Koordina-
tion im schulisch-curricularen Bereich bereit
sein. Bisher umfaßten ihre Aktivitäten vor-
nehmlich (stets wiederholte) Absichtserklä-
rungen, begnügten sie sich mit Expertisen,
Analysen, Tagungen und Resolutionen. Nach

jahrzehntelangen Diskussionen wären kon-
krete übernationale Vereinbarungen über ge-
meinsam interessierende Lerninhalte — z. B.
über das Europa der Zukunft und die Rolle
der Einzelstaaten — erforderlich. Dazu gehört
die Ausdifferenzierung des Begriffs der „euro-
päischen Dimension" in supranational-kon-
vergierender Perspektive. Die in dieser Ar-
beit vorgenommene Analyse der einschlägi-
gen (rechtlich unverbindlichen) internationa-
len bildungspolitischen Dokumente hat die
Unterschiede in den Auffassungen offenge-
legt. Es ist zu bezweifeln, ob auf dem einge-
schlagenen Wege gelegentlicher Minister-
konferenzen überhaupt nennenswerte Erfolge
erzielt werden können. Hier wie anderswo
bedarf es einer dezidierten, institutionalisier-
ten gemeineuropäischen (Bildungs-)Politik 5)3

Der die „europäische Dimension" berücksich-
tigende Lernprozeß sollte — idealiter — den
Schüler zu folgenden fundamentalen Einsich-
ten führen:

5) B. Janssen (Anm. 46), S. 30 f.
53) Vgl. W. W. Mickel (Hrsg.), Europäische Bil-
dungspolitik (Anm. 48).



1. Es gibt keine Alternative zu einem verei-
nigten Europa.

2. Ein vereinigtes Westeuropa, dessen end-
gültige Struktur niemand kennt, kann nur das
Ergebnis einer langen historischen und politi-
schen Entwicklung sein.
3. Um dieses Ziel zu erreichen, ist das Enga-
gement aller Bürger und politischen Amtsträ-
ger erforderlich.

4. Herausragende Aufgaben politischer Erzie-
hung zu Europa sind folgende:
a) der Erwerb von Kenntnissen und Einsich-
ten über/in die europäische Integrationspoli-
tik;
b) die Bildung eines gemeinsamen europäi-
schen Bewußtseins;
c) die (antizipative) Motivierung zum persön-
lichen Einsatz für die europäische Einheit.



Jörn Rüsen: Geschichtsbewußtsein und menschliche Identität. Gefahren und
Chancen der Geschichtsschreibung
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 41/84, S. 3—10

Die gegenwärtig zu beobachtende hohe Wertschätzung, der sich die Geschichtsschrei-
bung erfreut, hängt damit zusammen, daß der Zukunftsoptimismus der späten sechziger
und der siebziger Jahre vergangen und an seine Stelle Zukunftsängste getreten sind, die
neue Zuwendungen zur historischen Erinnerung hervorrufen. Daraus ergibt sich die
Gefahr, daß das historische Denken einem modischen Trend zum Irrationalismus, zur
Gegenwartsflucht und zur durchgängigen Ablehnung all der Tendenzen; die zur Entwick-
lung der modernen Lebensformen geführt haben, anheimfällt. Demgegenüber wird nach-
drücklich auf die Prinzipien eines methodisch-rationalen, diskursiven und konsensorien-
tierten Denkens verwiesen, dem die Geschichte als Wissenschaft verpflichtet ist. Diesen
Prinzipien wird keine rein akademische, also nur innerwissenschaftliche Bedeutung bei-
gemessen, sondern sie werden als Gesichtspunkte einer Geschichtsschreibung expliziert,
die Einfluß nehmen kann auf die für die menschliche Lebenspraxis wesentlichen Prozesse
der Bildung historischer Identität Die der Geschichte der Wissenschaft eigentümlichen
Vernunftansprüche des historischen Denkens werden als lebenspraktisch bedeutsame
Faktoren in den Bildungsprozessen verteidigt, in denen die historische Erinnerung als
wesentlicher Orientierungsfaktor der gegenwärtigen Lebenspraxis wirkt.

Hermann Boventer: Neue Medien und politische Bildung
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 41/84, S. 11—23

Der „Medienpessimismus" ist abgeflaut und alle tragenden politischen Kräfte wollen jetzt
die elektronische Medienzukunft mitgestalten. Wichtigste These dieses Beitrags ist es,
den Freiheitsgedanken stärker als bisher in die Diskussion um die Einführung der Neuen
Medien einzubringen. Dabei wird das Prinzip Verantwortung als das Apriori dieses Frei-
heitsgedankens in dem Versuch einer Ethik für die Informations- und Medienkultur gese-
hen.
Die Neuen Medien sind ein technischer Baukasten, der so oder so zusammengesetzt wer-
den kann. Die Neuen Medien können die Entwicklungen zu einem immer dichter
geknüpften Netz der kommunikativen Beziehungen in unserer Gesellschaft begünstigen.
Hier gibt das Gesprächsmodell der Demokratie und ihrer Massenkommunikation das
bestimmende Maß. e
Die politische Bildung ermutigt und befähigt zur aktiven Mediennutzung. Die Menschen
lernen vom Fernsehen. Eine bessere Vertrautheit mit den Strukturen und Wirkungsgeset-
zen dieses noch sehr jungen Mediums ist erforderlich. Eine Fernsehästhetik fehlt weithin.
Die Herausforderungen für die politische Breitenbildung liegen vor allem auf der spiele-
risch-unterhaltenden Ebene; hier ist die Experimentierfreudigkeit jedoch noch gering.

Wolfgang W. Mickel: Der Begriff der „europäischen Dimension" im Unter-
richt. Theoretische Begründungsversuche und Probleme
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 41/84, S. 25—37

Die „europäische Dimension“ im Unterricht — ein unbestimmter Begriff vom Anfang der
siebziger Jahre — verweist auf die Notwendigkeit einer Herausarbeitung integrationspo-
litischer Themen in den Schulen (wie in der außerschulischen Bildung) der EG-Staaten,
Sie soll dazu beitragen, daß neue, übernationale Loyalitäten geschaffen werden und die
nachwachsende Generation auf die säkulare Aufgabe einer weiterzuführenden europäi-
schen Einigung aufmerksam gemacht wird.
Die „europäische Dimension“ taucht als programmatischer Begriff in den Dokumenten der
europäischen Organisationen auf, ohne daß er bisher in einem konsensfähigen Maße prä-
zisiert worden wäre. Dies hängt mit der länderspezifisch divergierenden Erziehung zu
Europa zusammen. Eine Kompetenz der EG oder des Europarats gibt es in bildungspoliti-
schen Fragen nicht. Hier spiegelt sich im Grunde die föderale Situation der Bundesrepu-
blik Deutschland wider, wo — trotz des KMK-Beschlusses über Europa von 1978 — nicht
mit einer konzeptionell einheitlichen Repräsentanz des Themenbereichs „Europa" gerech-
net werden kann. Angesichts des weiterhin brisanten Themas ist eine kommunitär akzep-
table Formulierung der „europäischen Dimension" desiderat Zu diesem Zwecke wurden
die vorhandenen Dokumente analysiert und problematisiert.
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